
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Verkündungsblatt der 
Hochschule Ostwestfalen-Lippe 

46. Jahrgang – 9. Juli 2018 – Nr. 29 
 
 
 
 
 
 

Bachelorprüfungsordnung 
für die Studiengänge Holztechnik, Logistik, Produktionstechnik, 

Betriebswirtschaftslehre und Wirtschaftsingenieurwesen  
an der Hochschule Ostwestfalen-Lippe 

 (BPO HLPBW)  
  

vom 3. Juli 2018 
 
 

 
 
 
 
Herausgeber: Präsidium der Hochschule Ostwestfalen-Lippe 
Redaktion: Justiziariat, Hochschule Ostwestfalen-Lippe, Liebigstraße 87, 32657 Lemgo 
 
 



1 
 

Bachelorprüfungsordnung für die Studiengänge 
Holztechnik, Logistik, Produktionstechnik, 

Betriebswirtschaftslehre und Wirtschaftsingenieurwesen 
an der Hochschule Ostwestfalen-Lippe  

 
vom 3. Juli 2018 

 
Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 64 Abs. 1 des Gesetzes über die Hochschulen des 
Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz – HG) vom 16. September 2014 (GV. 
NRW S. 543), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 17. Oktober 2017 (GV.NRW. 806), 
hat die Hochschule Ostwestfalen-Lippe die folgende Satzung erlassen 
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A. Allgemeiner Teil 
 
 

I. Allgemeines 
 
 

§ 1 
Ziel des Studiums und Zweck der Bachelorprüfung 

 
(1) Das Studium soll den Studierenden unter Berücksichtigung der Anforderungen 
und Veränderungen in der Berufswelt die erforderlichen fachlichen Kenntnisse und 
methodischen Fähigkeiten vermitteln, dass sie zur Anwendung wissenschaftlich-techni-
scher Erkenntnisse und Methoden, zur kritischen Einordnung der wissenschaftlichen Er-
kenntnisse und zu verantwortlichem Handeln befähigt werden. 
 
(2) Die Bachelorprüfung bildet den berufsqualifizierenden Abschluss des Studiums. 
Durch die Bachelorprüfung soll festgestellt werden, ob der Prüfling die für eine selbst-
ständige Tätigkeit im Beruf notwendigen gründlichen Fachkenntnisse erworben hat und 
befähigt ist, auf der Grundlage wissenschaftlicher Erkenntnisse und Methoden selbst-
ständig zu arbeiten. 
 
 

§ 2 
Bachelorgrad 

 
Auf Grund der bestandenen Bachelorprüfung wird in Abhängigkeit vom absolvierten 
Studiengang der folgende akademische Grad verliehen: 
 
Holztechnik „Bachelor of Engineering“, abgekürzt „B.Eng.“ 

Logistik „Bachelor of Science“, abgekürzt „B.Sc.“ 

Produktionstechnik „Bachelor of Engineering“, abgekürzt „B.Eng.“ 

Betriebswirtschaftslehre „Bachelor of Science“, abgekürzt „B.Sc.“ 

Wirtschaftsingenieurwesen „Bachelor of Engineering“, abgekürzt „B.Eng.“ 

 
 

§ 3 
Allgemeine Studienvoraussetzung, Zugangshindernis 

 
(1) Allgemeine Voraussetzung für die Aufnahme des Studiums ist die Fachhochschul-
reife oder eine als gleichwertig anerkannte Qualifikation. Die Speziellen Teile dieser Prü-
fungsordnung können als zusätzliche Studienvoraussetzung den Nachweis einer prak-
tischen Tätigkeit vorsehen. Studienbewerberinnen und Studienbewerber, die ihre Stu-
dienqualifikation nicht an einer deutschsprachigen Einrichtung erworben haben, müssen 
für die Zulassung zum Studium den Nachweis über die Kenntnisse der deutschen Spra-
che, belegt durch einen der drei folgenden Tests, mit dem jeweils angegebenen Min-
destergebnis, erbringen: 
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- Zeugnis über den Test Deutsch als Fremdsprache (TestDaF) mit der Mindestnote 
4 in allen vier Teilbereichen (Hörverstehen, Leseverstehen, mündlicher Ausdruck, 
schriftlicher Ausdruck) 

 
- Zeugnis über die Deutsche Sprachprüfung für den Hochschulzugang (DSH) mit 

dem Level 2 
 
- Zeugnis des Goethe Zertifikats (nach dem Europäischen Referenzrahmen) mit 

dem Niveau C1. 
 
(2) Sofern ein Prüfling die Bachelorprüfung in einem Studiengang dieser Prüfungs-
ordnung endgültig nicht bestanden hat, weil der dritte Wiederholungsversuch in 
einem Prüfungsfach mit „nicht ausreichend“ bewertet wurde oder als mit „nicht aus-
reichend“ bewertet gilt, ist eine Einschreibung in einen anderen Studiengang dieser 
Prüfungsordnung zu versagen, sofern das betreffende Prüfungsfach Pflichtfach in 
dem angestrebten Studiengang ist. 
 
(3) Sofern ein Prüfling die Vorprüfung, Zwischenprüfung oder Abschlussprüfung in 
einem sonstigen Studiengang der Hochschule Ostwestfalen-Lippe endgültig nicht be-
standen hat, weil der letzte Wiederholungsversuch in einem Prüfungsfach mit „nicht 
ausreichend“ bewertet wurde oder als mit „nicht ausreichend“ bewertet gilt, ist eine 
Einschreibung in einen Studiengang dieser Prüfungsordnung zu versagen, sofern das 
betreffende Prüfungsfach Pflichtfach in dem angestrebten Studiengang ist. Dies gilt 
entsprechend, wenn in einem Studiengang einer anderen Hochschule im Geltungs-
bereich des Grundgesetzes eine Prüfung endgültig nicht bestanden wurde und der 
Studiengang der anderen Hochschule und der Studiengang dieser Prüfungsordnung 
eine erhebliche inhaltliche Nähe aufweisen. 
 
 

§ 4 
Regelstudienzeit, Studienumfang, Lehr- und Prüfungssprache 

 
(1) Die Regelstudienzeit beträgt ohne Praxissemester einschließlich der Bachelorprü-
fung sechs Semester, für Studiengänge mit Praxissemester einschließlich der Ba-
chelorprüfung sieben Semester. 
 
(2) Das Studium gliedert sich für Studiengänge ohne Praxissemester in einen dreise-
mestrigen ersten Studienabschnitt und einen dreisemestrigen zweiten Studienab-
schnitt. Sofern ein Praxissemester absolviert wird, umfasst der zweite Studienab-
schnitt vier Semester.  
 
(3) Das Studienvolumen beträgt 132 Semesterwochenstunden im Pflicht- und Wahl- 
pflichtbereich. Einschließlich Bachelorarbeit und zugehörigem Kolloquium sind für 
Studiengänge ohne Praxissemester 180 Credits und für Studiengänge mit Praxisse-
mester 210 Credits zu erwerben. Für einen Credit wird ein Arbeitsaufwand von 30 
Stunden zugrunde gelegt. 
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§ 5 
Aufbau der Prüfungen und Prüfungsfristen 

 
(1) Das Studium wird mit der Bachelorprüfung abgeschlossen. Die Bachelorprüfung 
gliedert sich in die studienbegleitenden Prüfungen des ersten und zweiten Studien-
abschnitts und einen abschließenden Prüfungsteil, der aus einer Bachelorarbeit und 
einem Kolloquium besteht. 
 
(2) Das Studium sowie das Prüfungsverfahren sind so zu gestalten, dass das Studium 
einschließlich der Bachelorprüfung mit Ablauf des sechsten Semesters, bei Studien-
gängen mit Praxissemester mit Ablauf des siebten Semesters abgeschlossen sein 
kann. Zu diesem Zweck soll der Prüfling rechtzeitig sowohl über Art und Zahl der 
abzulegenden Prüfungen, als auch über die Termine, zu denen sie zu erbringen sind 
und ebenso über den Ausgabe- und Abgabezeitpunkt der Bachelorarbeit informiert 
werden. 
 
(3) Die Meldung zum abschließenden Teil der Bachelorprüfung (Antrag auf Zulassung 
zur Bachelorarbeit) soll in der Regel zu Beginn des sechsten Studiensemesters, 
bei Studiengängen mit Praxissemester zu Beginn des siebten Studiensemesters er-
folgen. 
 
(4) Die Lehrveranstaltungen werden in deutscher oder in englischer Sprache durch-
geführt. Es ist auch möglich, nur Teile einer Lehrveranstaltung in englischer Sprache 
anzubieten. Die Festlegung erfolgt in der Modulbeschreibung. Prüfungssprache ist im 
Regelfall Deutsch. In den Modulen, in denen nach der Festlegung in der Modulbe-
schreibung Lehrveranstaltungen in englischer Sprache durchgeführt werden, kann die 
Prüfung auf Antrag des Prüflings und mit Zustimmung der/des Lehrenden auch in eng-
lischer Sprache durchgeführt werden. 
 
 

§ 6 
Prüfungsausschuss 

 
(1) Für die Organisation der Prüfungen und die durch diese Prüfungsordnung zuge-
wiesenen Aufgaben bildet der zuständige Fachbereich einen Prüfungsausschuss. 
Ein Prüfungsausschuss besteht aus der oder dem Vorsitzenden, Stellvertreterin oder 
Stellvertreter und fünf weiteren Mitgliedern. Die oder der Vorsitzende, Stellvertreterin 
oder Stellvertreter und zwei weitere Mitglieder werden aus der Gruppe der Professo-
rinnen und Professoren, ein Mitglied wird aus der Gruppe der akademischen Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter, die mindestens die entsprechende Bachelorprüfung oder 
eine vergleichbare Prüfung abgelegt haben und zwei Mitglieder werden aus der 
Gruppe der Studierenden gewählt. Entsprechend werden für die Mitglieder des Prü-
fungsausschusses mit Ausnahme der oder des Vorsitzenden und der Stellvertreterin 
oder des Stellvertreters persönliche Vertretende gewählt. Die Amtszeit der studenti-
schen Mitglieder beträgt ein Jahr, die der anderen Mitglieder vier Jahre. Wiederwahl 
ist zulässig. 
 
(2) Der Prüfungsausschuss ist Behörde im Sinne des Verwaltungsverfahrens- und 
Verwaltungsprozessrechts. 
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(3) Der Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Bestimmungen der Prüfungsord-
nung eingehalten werden und sorgt für die ordnungsgemäße Durchführung der Prü-
fungen. Er ist insbesondere zuständig für die Entscheidung über Widersprüche gegen 
in Prüfungsverfahren getroffene Entscheidungen. Der Prüfungsausschuss berichtet 
mindestens einmal im Jahr dem Fachbereich über die Entwicklung der Prüfungen und 
Studienzeiten. Der Bericht ist in geeigneter Weise durch die Hochschule offen zu le-
gen. Der Prüfungsausschuss gibt Anregungen zur Reform der Prüfungs- und Studi-
enordnung und des Studienplans. Der Prüfungsausschuss kann die Erledigung seiner 
Aufgaben für alle Regelfälle auf die Vorsitzende oder den Vorsitzenden übertragen; 
dies gilt nicht für Entscheidungen über Widersprüche. 
 
(4) Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn neben der oder dem Vorsitzen- 
den bzw. deren oder dessen Stellvertretung und einer weiteren Professorin oder ei-
nem weiteren Professor mindestens zwei weitere stimmberechtigte Mitglieder anwe-
send sind. Der Prüfungsausschuss beschließt mit einfacher Mehrheit. Bei Stimmen-
gleichheit entscheidet die Stimme der oder des Vorsitzenden. Die studentischen Mit-
glieder des Prüfungsausschusses wirken bei pädagogisch-wissenschaftlichen Ent-
scheidungen, insbesondere bei der Anrechnung oder sonstigen Beurteilung von Stu-
dien- und Prüfungsleistungen und der Bestellung von Prüfenden und Beisitzenden 
nicht mit. An der Beratung und Beschlussfassung über Angelegenheiten, die die Fest-
legung von Prüfungsaufgaben oder die eigene Prüfung betreffen, nehmen die studen-
tischen Mitglieder des Prüfungsausschusses nicht teil. 
 
(5) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, der Abnahme der Prü-
fungen beizuwohnen. Ausgenommen sind studentische Mitglieder, die sich am selben 
Tag der gleichen Prüfung unterziehen wollen. 
 
(6) Die Sitzungen des Prüfungsausschusses sind nichtöffentlich. Die Mitglieder des 
Prüfungsausschusses und ihre Stellvertreterinnen oder Stellvertreter unterliegen der 
Amtsverschwiegenheit. Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst stehen, sind sie durch 
die Vorsitzende oder den Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zur Verschwiegen-
heit zu verpflichten. 
 
(7) Belastende Entscheidungen des Prüfungsausschusses oder seiner oder seines 
Vorsitzenden sind dem Prüfling unverzüglich mitzuteilen. Dem Prüfling ist vorher Ge-
legenheit zum rechtlichen Gehör zu geben. § 2 Abs. 3 Nr. 3 des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen, insbesondere über die Ausnahme 
von der Anhörung und Begründungspflicht bei Beurteilungen wissenschaftlicher oder 
künstlerischer Art, bleibt unberührt. 
 
 

§ 7 
Prüfende und Beisitzende 

 
(1) Der Prüfungsausschuss bestellt die Prüfenden und die Beisitzenden. Er kann die 
Bestellung der oder dem Vorsitzenden übertragen. Zur oder zum Prüfenden darf nur 
bestellt werden, wer mindestens die entsprechende Bachelorprüfung abgelegt hat o-
der eine vergleichbare Qualifikation besitzt und, sofern nicht zwingende Gründe 
eine Abweichung erfordern, in dem Fachgebiet auf das sich die Prüfung bezieht, eine 
selbstständige Lehrtätigkeit ausgeübt hat; sind mehrere Prüfende zu stellen, soll min-
destens eine oder einer davon in dem betreffenden Prüfungsfach gelehrt haben. Zur 
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oder zum Beisitzenden darf nur bestellt werden, wer die entsprechende Bachelorprü-
fung oder eine vergleichbare Prüfung abgelegt hat oder eine vergleichbare Qualifika-
tion besitzt. 
 
(2) Die Prüfenden sind in ihrer Prüfungstätigkeit unabhängig. 
 
(3) Der Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Prüfungsverpflichtungen mög-
lichst gleichmäßig auf die Prüfenden verteilt werden. 
 
(4) Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses sorgt dafür, dass dem Prüfling 
die Namen der Prüfenden mindestens zwei Wochen vor dem Termin der jeweiligen 
Prüfung bekannt gegeben werden. 
 
(5) Für die Prüfenden und die Beisitzenden gilt § 6 Abs. 6 Satz 2 und 3 entsprechend. 
 
 

§ 8 
Anerkennung von Prüfungsleistungen und Einstufung in höhere Fachsemester 
 
(1) Prüfungsleistungen, die in Studiengängen an anderen staatlichen oder staatlich 
anerkannten Hochschulen, an staatlichen oder staatlich anerkannten Berufsakade-
mien oder in Studiengängen an ausländischen staatlichen oder staatlich anerkannten 
Hochschulen erbracht worden sind, werden auf Antrag anerkannt, sofern hinsichtlich 
der erworbenen Kompetenzen kein wesentlicher Unterschied zu den Leistungen be-
steht, die ersetzt werden. Das Gleiche gilt hinsichtlich von Studienabschlüssen, mit 
denen Studiengänge im Sinne des Satzes 1 abgeschlossen worden sind.  
 
(2) Es obliegt der Antrag stellenden Person, die erforderlichen Informationen über die 
anzuerkennende Leistung bereit zu stellen. Die Unterlagen müssen Nachweise der 
Aussagen zu den erbrachten Prüfungsleistungen bzw. zu den sonstigen Kenntnissen 
und Qualifikationen enthalten, die angerechnet werden sollen. Bei einer Anrechnung 
von Leistungen aus Studiengängen sind in der Regel die Prüfungsleistungen bzw. 
sonstigen Kenntnisse und Qualifikationen enthalten, die angerechnet werden sollen. 
Bei einer Anrechnung von Leistungen aus Studiengängen sind in der Regel die Prü-
fungsordnung des betreffenden Studiengangs, die jeweilige Modulbeschreibung sowie 
das individuelle Transcript of Records oder ein vergleichbares Dokument sowie, falls 
vorhanden, ein Learning Agreement vorzulegen. Der Prüfungsausschuss trägt die Be-
weislast dafür, dass ein Antrag im Sinne des Absatzes 1 die Voraussetzung für die 
Anerkennung nicht erfüllt.  
 
(3) Auf Antrag können sonstige Kenntnisse und Qualifikationen auf der Grundlage vor-
gelegter Unterlagen anerkannt werden, wenn diese Kenntnisse und Qualifikationen 
den Prüfungsleistungen, die sie ersetzen sollen, nach Inhalt und Niveau gleichwertig 
sind. 
 
(4) Entscheidungen im Sinne der Absätze 1 und 3 sind spätestens innerhalb von 8 
Wochen nach Einreichung der vollständigen Antragsunterlagen durch den Prüfungs-
ausschuss zu treffen.  
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(5) Auf der Grundlage der Anerkennung nach Absatz 1 kann und auf Antrag muss die 
Hochschule die Antragstellerin/den Antragsteller in ein Fachsemester einstufen, des-
sen Zahl sich aus dem Umfang der durch die Anerkennung erworbenen ECTS-Leis-
tungspunkte im Verhältnis zu dem Gesamtumfang der im jeweiligen Studiengang ins-
gesamt erwerbbaren ECTS-Leistungspunkten ergibt. Ist die Nachkomma-Stelle kleiner 
als fünf, wird auf ganze Semester abgerundet, ansonsten wird aufgerundet. Zuständig 
für die Einstufung in ein höheres Fachsemester ist der Prüfungsausschuss. Im Zwei-
felsfall entscheidet der Prüfungsausschuss nach Anhörung von für die Fächer zustän-
digen Prüfenden. 
 
(6) Werden Studienleistungen und Prüfungsleistungen angerechnet, sind die Noten - 
soweit die Notensysteme vergleichbar sind - zu übernehmen und in die Berechnung 
der Gesamtnote einzubeziehen. Bei nicht vergleichbaren Notensystemen wird der Ver-
merk „bestanden“ aufgenommen.  
 
(7) Wird die Anerkennung der Leistungen abgelehnt, ist hierüber ein begründeter Be-
scheid zu erteilen.  
 
(8) Wechselt eine Studierende oder ein Studierender von einem sonstigen Studien-
gang der Hochschule Ostwestfalen-Lippe in einen der Studiengänge nach dieser Prü-
fungsordnung oder nimmt eine Studierende oder ein Studierender zusätzlich das Stu-
dium in einem der Studiengänge dieser Prüfungsordnung auf, werden erbrachte Prü-
fungsleistungen in Fächern des bisherigen Studiengangs als Prüfungsleistungen in 
dem neuen Studiengang übertragen, sofern die Fächer des bisherigen und des neuen 
Studiengangs dieselben Fachnummern haben; dies gilt auch für Prüfungsleistungen 
in Zusatzfächern. Satz 1 gilt entsprechend bei Wechsel von einem Studiengang dieser 
Prüfungsordnung in einen anderen Studiengang dieser Prüfungsordnung. 
 
(9) Absatz 8 gilt entsprechend für nicht bestandene Prüfungsleistungen. Bei Fehlver-
suchen reduziert sich die je Fach höchstzulässige Anzahl von Wiederholungsmöglich-
keiten gemäß § 11 um die Anzahl der Fehlversuche.  
 
(10) Unternehmen Studierende, die in einem der Studiengänge dieser Prüfungsord-
nung oder in einem anderen Studiengang an der HS OWL immatrikuliert sind, einen 
Prüfungsversuch in einem Fach, das nach Maßgabe der Anlage 1 Bestandteil beider 
Studiengänge ist bzw.in den entsprechenden Prüfungsordnungen dieselbe Fachnum-
mer hat, wird die in einem solchen Fach erbrachte Prüfungsleistung in den jeweils 
anderen Studiengang übertragen. Prüfungsversuche, auch Fehlversuche, werden im 
Rahmen beider Studiengänge für die die noch verbleibende Anzahl der Wiederho-
lungsmöglichkeiten gezählt; dies gilt auch für Prüfungsleistungen in Zusatzfächern.  
 
(11) Prüfungsleistungen können innerhalb eines Studiengangs nur einmal anerkannt 
werden.  

 
 

§ 9 
Zugangsprüfung und Einstufungsprüfung 

 
Die Zugangsprüfung und die Einstufungsprüfung regelt die Ordnung zur Regelung 
der Zugangsprüfung und der Einstufungsprüfung für die Studiengänge der Hoch-
schule Ostwestfalen-Lippe in der jeweils gültigen Fassung. 
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§ 10 
Beurteilung der Prüfungsleistungen, Credits und ECTS-Anrechnungspunkte 

 
(1) Die Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen werden von den jeweiligen 
Prüfenden festgesetzt. Für die Benotung sind folgende Noten zu verwenden: 
 

1,0 = sehr gut = eine hervorragende Leistung; 
2,0 = gut = eine Leistung, die erheblich über den 

durchschnittlichen Anforderungen liegt; 
3,0 = befriedig end = eine Leistung, die durchschnittlichen 

Anforderungen entspricht; 
4,0 = ausreichend = eine Leistung, die trotz ihrer Mängel 

noch den Anforderungen genügt; 
5,0 = nicht aus- 

reichend 
= eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel 

den Anforderungen nicht mehr genügt. 
 
Zur differenzierten Bewertung der Prüfungsleistungen können die Zwischenwerte 
1,3; 1,7; 2,3; 2,7; 3,3 und 3,7 verwendet werden. 
 
(2) Eine Prüfung ist bestanden, wenn die Fachnote mindestens "ausreichend" (4,0) 
ist
. 
 
(3) Sind mehrere Prüfende an einer Prüfung beteiligt, so bewerten sie die gesamte 
Prüfungsleistung gemeinsam, sofern nicht in den Speziellen Teilen dieser Prüfungs-
ordnung etwas anderes bestimmt ist. Bei nicht übereinstimmender Beurteilung ergibt 
sich die Note aus dem arithmetischen Mittel der Einzelbewertungen. 
 
(4) Bei der Bildung von Noten aus Zwischenwerten ergibt ein rechnerischer Wert 
 

bis 1,5 die Note „sehr gut" 
über 1,5 bis 2,5 die Note „gut“ 
über 2,5 bis 3,5 die Note „befriedigend" 
über 3,5 bis 4,0 die Note „ausreichend" 
über 4,0 die Note „nicht ausreichend". 

 
(5) Bei der Bildung der Fachnoten und der Gesamtnote wird nur die erste Dezimal-
stelle hinter dem Komma berücksichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne Rundung 
gestrichen. 
 
(6) Die „Ausarbeitung mit Präsentation“ im Fach Projektmanagement/Studienprojekt 
(§ 21) kann nur mit „bestanden“ oder „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet werden. Wird 
die Prüfung vor mehreren Prüfenden abgelegt, ist sie nur bestanden, wenn die über-
wiegende Zahl der Bewertungen „bestanden“ lautet, andernfalls lautet die Fachnote 
„nicht ausreichend“ (5,0). 
 
(7) Die Beurteilung von studienbegleitenden Prüfungen ist Studierenden spätestens 
nach sechs Wochen mitzuteilen; anderweitige Regelungen nach dieser Prüfungsord-
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nung bleiben unberührt. Die Beurteilung der Bachelorarbeit ist Studierenden spätes-
tens nach sechs Wochen mitzuteilen. 
 
(8) Für jede mindestens mit “ausreichend” oder gemäß Absatz 6 mit „bestanden“ be-
wertete studienbegleitende Prüfung werden Credits (CR) nach Maßgabe der Anlagen 
1 bis 5 vergeben. Die im Rahmen dieser Prüfungsordnung vergebenen Credits ent-
sprechen ECTS-Anrechnungspunkten. 
 
 

§ 11 
Wiederholung von Prüfungsleistungen, Konten für Prüfungsversuche (PV-Kon-

ten) 
 
(1) Prüfungen, die mindestens mit "ausreichend" (4,0) bewertet worden sind, können 
nicht wiederholt werden. 
 
(2) Für jede Studierende bzw. jeden Studierenden wird ein Konto für Prüfungsversu-
che des ersten Studienabschnitts mit einer Versuchsanzahl, die der doppelten 
Anzahl der im ersten Studienabschnitt nach Maßgabe dieser Prüfungsordnung abzu-
legenden Prüfungen in Pflichtfächern entspricht (PV-Konto des ersten Studienab-
schnitts), angelegt sowie ein weiteres Konto für Prüfungsversuche des zweiten Studi-
enabschnitts mit einer Versuchsanzahl, die der doppelten Anzahl der im zweiten Stu-
dienabschnitt nach Maßgabe dieser Prüfungsordnung abzulegenden Prüfungen in 
Pflichtfächern entspricht (PV-Konto des zweiten Studienabschnitts). 
 
(3) Für jeden Prüfungsversuch in den Pflichtfächern des ersten und zweiten Studien-
abschnitts wird unabhängig vom Ergebnis ein Versuch auf dem entsprechenden 
Konto für Prüfungsversuche gestrichen. Dies gilt auch, wenn Prüfungen gemäß § 12 
als mit "nicht ausreichend" (5,0) bewertet gelten. 
 
(4) Nicht bestandene oder als nicht bestanden geltende Prüfungen in den Pflichtfä-
chern des ersten und zweiten Studienabschnitts dürfen so oft wiederholt werden, wie 
das PV-Konto des ersten Studienabschnitts bzw. das PV-Konto des zweiten Studien-
abschnitts an Versuchen aufweist, höchstens jedoch dreimal. 
 
(5) Nicht bestandene oder als nicht bestanden geltende studienbegleitende Prüfun-
gen, die nicht unter Absatz 4 fallen, dürfen höchstens zweimal wiederholt werden. 
 
(6) § 8 Abs. 8 bis 10 ist zu beachten. 
 
(7) Eine nicht bestandene oder als nicht bestanden geltende Bachelorarbeit darf ein-
mal wiederholt werden. Dies gilt auch für das Kolloquium zur Bachelorarbeit. 

 
 

§ 12 
Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß 

 
(1) Eine Prüfungsleistung gilt als mit "nicht ausreichend" (5,0) bewertet, wenn der 
Prüfling einen Prüfungstermin ohne triftige Gründe versäumt oder wenn er nach Be-
ginn der Prüfung ohne triftige Gründe von der Prüfung zurücktritt. Dasselbe gilt, wenn 
eine Prüfungsleistung nicht innerhalb der vorgegebenen Bearbeitungszeit erbracht 
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wird. 
 
(2) Als wichtiger Grund kommen insbesondere krankheitsbedingte Prüfungsunfähig-
keit, Inanspruchnahme von Schutzzeiten nach dem Mutterschutzgesetz oder dem Ge-
setz zum Elterngeld und zur Elternzeit (BEEG) oder in dringenden Fällen die Pflege 
der oder des Ehegatten, der eingetragenen Lebenspartnerin oder des eingetragenen 
Lebenspartners, eines in gerader Linie Verwandten oder ersten Grades Verschwäger-
ten, wenn diese oder dieser pflege- oder versorgungsbedürftig ist.  
 
(3) Der Rücktritt von einer Prüfung muss unverzüglich schriftlich, i. d. R. innerhalb von 
drei Werktagen, an den Prüfungsausschuss erklärt werden. Die für den Rücktritt oder 
das Versäumnis geltend gemachten Gründe müssen dem Prüfungsausschuss unver-
züglich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. Für den Nachweis der 
krankheitsbedingten Prüfungsunfähigkeit reicht eine ärztliche Bescheinigung über das 
Bestehen der Prüfungsunfähigkeit hin, es sei denn, es bestehen zureichende tatsäch-
liche Anhaltspunkte, die eine Prüfungsfähigkeit als wahrscheinlich annehmen lassen 
oder einen anderen Nachweis als sachgerecht erscheinen lassen. Bestehen derartige 
Anhaltspunkte, ist der Prüfungsausschuss berechtigt auf seine Kosten eine ärztliche 
Bescheinigung einer Vertrauensärztin oder eines Vertrauensarztes der Hochschule zu 
verlangen; die oder der Studierende muss zwischen mehreren Vertrauensärztinnen 
oder Vertrauensärzten wählen können. Wird die Abgabefrist für eine Prüfungsleistung 
aus wichtigem Grund nicht eingehalten, kann der zuständige Prüfungsausschuss auf 
Antrag die Abgabefrist insgesamt höchstens auf das doppelte der ursprünglich vorge-
sehenen Bearbeitungszeit verlängern; die Möglichkeit des Rücktritts bleibt hiervon un-
berührt.  
 
(4) Versucht der Prüfling, eine Prüfungsleistung durch Täuschung, z. B. Benutzung 
nicht zugelassener Hilfsmittel, zu beeinflussen, gilt die betreffende Prüfungsleistung 
als mit "nicht ausreichend" (5,0) bewertet; die Feststellung wird von der oder dem 
jeweiligen Prüfenden oder Aufsichtführenden getroffen und aktenkundig gemacht. 
Ein Prüfling, der den ordnungsgemäßen Ablauf der Prüfung stört, kann von der oder 
dem jeweiligen Prüfenden oder Aufsichtführenden in der Regel nach Abmahnung 
von der Fortsetzung der Prüfungsleistung ausgeschlossen werden; in diesem Fall gilt 
die betreffende Prüfungsleistung als mit "nicht ausreichend" (5,0) bewertet, die 
Gründe für den Ausschluss sind aktenkundig zu machen. In schwerwiegenden 
Fällen kann der Prüfungsausschuss den Prüfling von der Erbringung weiterer Prü-
fungsleistungen ausschließen. Der Prüfling kann innerhalb von 14 Tagen nach Be-
kanntgabe verlangen, dass Entscheidungen nach Satz 1 und 2 vom Prüfungsaus-
schuss überprüft werden 
 
(5) Wer vorsätzlich versucht, eine Prüfungsleistung durch Täuschung zu beeinflussen, 
handelt ordnungswidrig. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 
50.000 Euro geahndet werden. Zuständige Verwaltungsbehörde für die Verfolgung 
und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten ist die Vizepräsidentin oder der Vizepräsident 
für den Bereich der Wirtschafts- und Personalverwaltung (Kanzlerin oder Kanzler). Im 
Falle eines mehrfachen oder sonstigen schwerwiegenden Täuschungsversuchs kann 
der Prüfling auf Antrag der/des Prüfungsausschusses zudem exmatrikuliert werden. 
 
(6) Belastende Entscheidungen des Prüfungsausschusses sind dem Prüfling unver-
züglich schriftlich mitzuteilen, zu begründen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu 
versehen. 
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II. Studienbegleitende Prüfungen 
 
 

§ 13 
Ziel, Umfang und Form der studienbegleitenden Prüfungen 

 
(1) Die studienbegleitenden Prüfungen ergeben sich aus den Speziellen Teilen dieser 
Prüfungsordnung sowie aus den Anlagen 1 bis 5. In den studienbegleitenden Prüfun-
gen soll festgestellt werden, ob der Prüfling Inhalt und Methoden der Prüfungsfächer 
in den wesentlichen Zusammenhängen beherrscht und die erworbenen Kenntnisse 
und Fähigkeiten selbstständig anwenden kann. 
 
(2) Die Prüfungsanforderungen sind an dem Inhalt der Lehrveranstaltungen zu orien-
tieren, die für das betreffende Fach vorgesehen sind. 
 
(3) Form und Umfang der studienbegleitenden Prüfungen sind in den §§ 16 bis 21 
festgelegt. Zwei Prüfungsformen können auf Antrag der Prüfenden und Genehmigung 
durch den Prüfungsausschuss auch kombiniert angewendet werden, der Prüfungs-
stoff wird aufgeteilt; ein Hinzufügen oder Verdoppeln ist nicht zulässig. Die Prüfungs-
formen nach § 20, § 20a und § 21 können untereinander nicht kombiniert werden. Die 
kombinierten Prüfungsformen werden jeweils als Einheit bewertet. Der Prüfungsaus-
schuss legt in der Regel mindestens zwei Monate vor einem Prüfungstermin die Prü-
fungsform und im Fall einer Klausurarbeit bzw. Programmierarbeit im Benehmen mit 
den Prüfenden für alle Prüflinge der jeweiligen Prüfung verbindlich fest.  
 
 

§ 14 
Zulassung zu studienbegleitenden Prüfungen 

 
(1) Zu einer studienbegleitenden Prüfung kann nur zugelassen werden, wer 
 

1. die allgemeine Studienvoraussetzung (§ 3 Abs. 1) erfüllt, 
 
2. eine gemäß den speziellen Teilen dieser Prüfungsordnung geforderte beson-
dere Studienvoraussetzung erfüllt, 
 
3. an der Hochschule Ostwestfalen-Lippe für einen der Bachelorstudiengänge 
Holztechnik, Logistik, Produktionstechnik, Betriebswirtschaftslehre oder Wirt-
schaftsingenieurwesen 
a) gemäß § 48 Abs. 1 HG eingeschrieben oder 
b) gemäß § 52 Abs. 1 HG als Zweithörerin oder Zweithörer zugelassen oder  
c) gemäß § 52 Abs. 2 HG als Zweithörerin oder Zweithörer zugelassen ist, 
 
4. die in dieser Prüfungsordnung genannten Zulassungsvoraussetzungen für die 
jeweilige studienbegleitende Prüfung erbracht hat oder bis zu einem vom Prü-
fungsausschuss festgesetzten Termin erbringt, 
 
5. sofern es sich um eine Prüfung des zweiten Studienabschnitts handelt, die 
Zulassungsvoraussetzung des Absatzes 3 der §§ 37 H, L, P, B bzw. § 37 W Absatz 
2 erfüllt. 
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(2) Studienschwerpunkte als auch Wahlpflichtfächer können gewechselt werden; dies 
gilt auch, wenn ein Studienschwerpunkt a l s  a u c h  W a h l p f l i c h t f a c h  endgül-
tig nicht bestanden ist oder als endgültig nicht bestanden gilt. Wechsel nach Satz 
1 sind nur bis zur Zulassung zum Kolloquium zulässig. 
 
(3) Der Antrag auf Zulassung ist bis zu dem vom Prüfungsausschuss festgesetzten 
Termin schriftlich an die Vorsitzende oder den Vorsitzenden des Prüfungsausschus-
ses zu richten. Der Antrag soll für alle studienbegleitenden Prüfungen, die der Prüfling 
innerhalb desselben Prüfungszeitraums anstrebt, gleichzeitig gestellt werden. 
 
(4) Dem Antrag sind folgende Unterlagen beizufügen oder bis zu einem vom Prü-
fungsausschuss festgesetzten Termin nachzureichen, sofern sie nicht bereits früher 
vorgelegt wurden: 
 

1. die Nachweise über die in Absatz 1 genannten Zulassungsvoraussetzungen, 
im Falle eines Fachpraktikums (Holztechnik, Produktionstechnik, Wirtschaftsinge-
nieurwesen) bzw. Praktikums (Logistik, Betriebswirtschaftslehre) gemäß den 
Speziellen Teilen dieser Prüfungsordnung jedoch erst zum Ende des dritten 
Studiensemesters, 
2. eine Erklärung über bisherige Versuche zur Ablegung entsprechender Prü-
fungen sowie über bisherige Versuche zur Ablegung einer Bachelorprüfung und 
einer Vor- oder Zwischenprüfung im gleichen Studiengang, 
 
3. eine Erklärung darüber, ob bei mündlichen Prüfungen einer Zulassung von 
Zuhörerinnen oder Zuhörern widersprochen wird. 
 

Ist es dem Prüfling nicht möglich, eine nach Satz 1 erforderliche Unterlage in der 
vorgesehenen Weise beizufügen, kann der Prüfungsausschuss gestatten, den Nach-
weis auf andere Art zu führen. 
 
(5) Der Antrag auf Zulassung zu einer studienbegleitenden Prüfung kann schriftlich 
bei der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses bis spätestens am vier-
zehnten Tag vor dem ersten Prüfungstag des jeweiligen Prüfungszeitraumes ohne 
Anrechnung auf die Zahl der möglichen Prüfungsversuche zurückgenommen werden. 
Sofern eine studienbegleitende Prüfung außerhalb eines Prüfungszeitraums stattfin-
det, gilt Satz 1 entsprechend. 
 
(6) Über die Zulassung entscheidet die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschus-
ses und im Zweifelsfall der Prüfungsausschuss. 
 
(7) Die Zulassung ist zu versagen, wenn 
 

a) die in Absatz 1 genannten Voraussetzungen nicht erfüllt sind oder 
 

b) die Unterlagen unvollständig sind und nicht bis zu dem vom Prüfungsaus-
schuss festgesetzten Termin ergänzt werden oder 
 

c) der Prüfling eine entsprechende Prüfung endgültig nicht erbracht hat oder im 
Geltungsbereich des Grundgesetzes die Bachelorprüfung oder eine entspre-
chende Vor- oder Zwischenprüfung im gleichen Studiengang endgültig nicht be-
standen hat. 
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Im Übrigen darf die Zulassung nur versagt werden, wenn der Prüfling im Geltungsbe-
reich des Grundgesetzes seinen Prüfungsanspruch im gleichen Studiengang durch 
Versäumen einer Wiederholungsfrist verloren hat. 
 
 

§ 15 
Durchführung von studienbegleitenden Prüfungen 

 
(1) Studienbegleitende Prüfungen finden außerhalb der Lehrveranstaltungen statt, es 
sei denn, dass dies bei den in dieser Prüfungsordnung festgelegten Formen von Prü-
fungen speziell geregelt ist. Der Prüfungsausschuss setzt die Prüfungszeiträume fest 
und gibt sie rechtzeitig bekannt. 
 
(2) Der Prüfungsausschuss legt die Prüfungstermine fest und gibt sie rechtzeitig vor-
her – bei Prüfungen, die außerhalb von Lehrveranstaltungen stattfinden, in der Regel 
mindestens eine Woche vor dem ersten Prüfungstag des jeweiligen Prüfungszeit-
raums – bekannt. Durch Beschluss des Prüfungsausschusses kann ein zweiter Prü-
fungstermin eines Semesters auf Wiederholerinnen und Wiederholer beschränkt wer-
den. Als Wiederholerinnen und Wiederholer im Sinne von Satz 2 sind nur solche 
Prüflinge anzusehen, die im jeweiligen vorhergehenden Prüfungstermin eines Semes-
ters die entsprechende Prüfung nicht bestanden haben. Die Sätze 2 und 3 gelten un-
abhängig davon, ob ein zweiter Prüfungstermin eines Semesters ggf. erst zu Beginn 
des Folgesemesters stattfindet. 
 
(3) Der Prüfling hat sich auf Verlangen der Prüfenden oder Aufsichtsführenden mit 
einem amtlichen Ausweis auszuweisen. 
 
 

§ 15 a 
Studierende in besonderen Situationen 

 
(1) Macht der Prüfling durch ein ärztliches Zeugnis oder auf andere Weise glaubhaft, 
dass er wegen ständiger körperlicher Behinderung oder chronischer Erkrankung nicht 
in der Lage ist, die Prüfung ganz oder teilweise in der vorgesehenen Form abzulegen, 
kann die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses gestatten, gleichwertige 
Prüfungsleistungen in einer anderen Form zu erbringen. Sie oder er hat dafür zu sor-
gen, dass durch die Gestaltung der Prüfungsbedingungen eine Benachteiligung für 
schwerbehinderte Menschen und diesen Gleichgestellten (§ 2 Abs. 2 und 3 SGB IX in 
der jeweils geltenden Fassung) nach Möglichkeit ausgeglichen wird. Im Zweifel kann 
die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses weitere Nachweise fordern. 
 
(2) Für Studierende, für die Schutzbestimmungen entsprechend den §§ 3, 4, 6 und 8 
des Mutterschutzgesetzes gelten oder für die Fristen des Bundeselterngeld- und El-
ternzeitgesetzes über die Elternzeit greifen, legt der Prüfungsausschuss die in dieser 
Prüfungsordnung geregelten Prüfungsbedingungen auf Antrag der oder des Studie-
renden unter Berücksichtigung des Einzelfalls fest. 
 
(3) Für Studierende, die ihre Ehegattin oder ihren Ehegatten, ihre eingetragene Le-
benspartnerin oder ihren eingetragenen Lebenspartner oder eine oder einen in gera-
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der Linie Verwandte oder Verwandten oder ersten Grades Verschwägerte oder Ver-
schwägerten pflegen oder versorgen, wenn diese oder dieser pflege- oder versor-
gungsbedürftig ist, legt der Prüfungsausschuss die in dieser Prüfungsordnung gere-
gelten Fristen und Termine auf Antrag der oder des Studierenden unter Berücksichti-
gung der Ausfallzeiten durch diese Pflege und unter Berücksichtigung des Einzelfalls 
fest. 
 
 

§ 16 
Klausurarbeit und E-Klausur 

 
(1) Die Prüfung besteht aus einer schriftlichen Klausurarbeit mit einer Bearbeitungs-
zeit von ein bis zwei Zeitstunden, in besonderen vom Prüfungsausschuss genehmig-
ten Ausnahmefällen von drei bis vier Zeitstunden. Eine Klausurarbeit findet unter Auf-
sicht statt. Über die Zulassung von Hilfsmitteln entscheidet die oder der Prüfende. 
 
(2) Klausuren können auch in multimedial gestützter Form („E-Klausuren“) durchge-
führt werden. Sie bestehen insbesondere aus Freitextaufgaben, Lückentexten und/o-
der Zuordnungsaufgaben. Fragen im Antwort-Wahl-Verfahren (Multiple-Choice-Fra-
gen) sind unter den Voraussetzungen des § 16 a zulässig. Vor der Durchführung mul-
timedial gestützter Prüfungsleistungen ist sicherzustellen, dass die elektronischen Da-
ten eindeutig identifiziert sowie unverwechselbar und dauerhaft den Prüflingen zuge-
ordnet werden können. 
 
(3) Die Prüfungsaufgaben einer Klausurarbeit werden in der Regel nur von einer oder 
einem Prüfenden gestellt. Multimedial gestützte Prüfungsaufgaben werden in der Re-
gel von zwei Prüfenden erarbeitet. 
 
(4) Klausurarbeiten sollen von zwei Prüfungsberechtigten bewertet werden. In be-
gründeten Fällen kann der Prüfungsausschuss hiervon abweichen; die Gründe sind 
aktenkundig zu machen. 
 
(5) Enthält die Prüfung zu einem Teil auch Multiple-Choice-Aufgaben, wird die Prüfung 
insgesamt gemäß § 16 a Abs. 4 bis 7 bewertet. Die weiteren Absätze des § 16 a 
gelten für den Multiple-Choice-Anteil entsprechend. 
 
 

§ 16 a 
Prüfung im Antwort-Wahl-Verfahren 

 
(1) Prüfungen können auch in Form des „Antwort-Wahl-Verfahren“ (Multiple Choice) 
erfolgen. Bei der Prüfung im „Antwort-Wahl-Verfahren“ haben die Prüflinge Fragen 
durch die Angabe der für zutreffend befundenen Antwort bzw. Antworten aus einem 
Katalog vorgegebener Antwortmöglichkeiten zu lösen. 
 
(2) Die Prüfungsfragen und die möglichen Antworten (Prüfungsaufgaben) werden 
von mindestens zwei Prüfenden festgelegt. Dabei ist auch schriftlich festzuhalten, 
welche Antwortmöglichkeiten als richtige Antworten anerkannt werden, wie viele 
Punkte bei jeder Prüfungsfrage erzielt werden können und wie viele Punkte insge-
samt erzielt werden können. 
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(3) Mit der Aufgabenstellung sind den Prüflingen die Modalitäten zur Punktevergabe, 
die insgesamt erzielbare Punktzahl und die bei jeder Aufgabe erzielbare Punktzahl 
mitzuteilen. 
 
(4) Die Prüfung ist bestanden, wenn der Prüfling 50 % der maximalen Punktzahl er-
reicht hat (absolute Bestehensgrenze) oder wenn die Punktzahl eines Prüflings um 
nicht mehr als 15 % die durchschnittliche Punktzahl der Prüflinge der Referenzgruppe 
unterschreitet (relative Bestehensgrenze). Die jeweilige Referenzgruppe bilden die 
Prüflinge, die an der konkreten Prüfung teilnehmen; wird die Prüfung gemeinsam für 
Prüflinge mehrerer Studiengänge durchgeführt, bilden die entsprechenden Prüflinge 
aus den verschiedenen Studiengängen gemeinsam die Referenzgruppe. Die relative 
Bestehensgrenze ist nur dann zu berücksichtigen, wenn sie unterhalb der absoluten 
Bestehensgrenze liegt. 
 
(5) Die Leistungen sind wie folgt zu bewerten: 
 
Hat der Prüfling die für das Bestehen der Prüfung nach Absatz 4erforderliche Min-
destpunktzahl erreicht, so lautet die Note: 
 
1,0  wenn er zusätzlich mindestens 90 % 
1,3  wenn er zusätzlich mindestens 80, aber weniger als 90 % 
1,7  wenn er zusätzlich mindestens 70, aber weniger als 80 % 
2,0  wenn er zusätzlich mindestens 60, aber weniger als 70 % 
2,3  wenn er zusätzlich mindestens 50, aber weniger als 60 % 
2,7  wenn er zusätzlich mindestens 40, aber weniger als 50 % 
3,0  wenn er zusätzlich mindestens 30, aber weniger als 40 % 
3,3  wenn er zusätzlich mindestens 20, aber weniger als 30 % 
3,7  wenn er zusätzlich mindestens 10, aber weniger als 20 % 
4,0  wenn er keine oder weniger als 10 % 
 
der über die Mindestpunktzahl hinausgehenden möglichen Punkte erreicht hat. 
 
(6) Im Rahmen der Feststellung des Prüfungsergebnisses nach Absatz 4 und der 
Leistungsbewertung nach Absatz 5 werden nicht ganzzahlige Werte zugunsten des 
Prüflings gerundet. 
 
(7) Bei der Feststellung des Ergebnisses ist anzugeben: 
1. die insgesamt erreichbare Punktzahl und die vom Prüfling erreichte Punktzahl, 
2. die für das Erreichen der absoluten Bestehensgrenze erforderliche Mindest-
punktzahl sowie die durchschnittliche Punktzahl der Referenzgruppe und die für das 
Erreichen der relativen Bestehensgrenze erforderliche Punktzahl, 
3. im Fall des Bestehens die Prozentzahl, um die die erreichten Punkte die Min- 
destpunktzahl übersteigen, 
4. die vom Prüfling erzielte Note. 
 
(8) Bei der Feststellung der Prüfungsergebnisse haben die Prüfenden darauf zu ach-
ten, ob sich aufgrund der Häufung fehlerhafter Antworten auf bestimmte Prüfungsfra-
gen Anhaltspunkte dafür ergeben, dass die Prüfungsaufgabe fehlerhaft formuliert 
war. Ergibt sich nach Durchführung der Prüfung, dass einzelne Prüfungsfragen oder 
Antwortmöglichkeiten fehlerhaft sind, gelten die betreffenden Prüfungsaufgaben als 
nicht gestellt. Die insgesamt erreichbare Punktzahl vermindert sich entsprechend, bei 
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der Feststellung der Prüfungsergebnisse ist die verminderte Gesamtpunktzahl zu-
grunde zu legen. Der Prüfungsausschuss ist zu informieren. Er kann das Bewertungs-
verfahren überprüfen und verbindlich feststellen, dass einzelne Prüfungsaufgaben als 
gestellt oder als nicht gestellt gelten. Die verminderte Aufgabenzahl/Gesamtpunkt-
zahl darf sich nicht zum Nachteil des Prüflings auswirken. 
 
(9) Das Antwort-Wahl-Verfahren kann auch in multimedial gestützter Form („E-Mul-
tiple-Choice“) durchgeführt werden. 
 
(10) Im Übrigen gilt § 16 entsprechend. 
 
 

§ 17 
Programmierarbeit 

 
(1) Bei der Prüfungsform „Programmierarbeit“ ist auf Grund einer schriftlich formulier-
ten Aufgabenstellung aus dem Bereich des jeweiligen Fachs mit einer Bearbeitungs-
zeit von ein bis zwei Zeitstunden ein Rechnerprogramm zu erstellen. Eine Program-
mierarbeit findet unter Aufsicht statt. Über die Zulassung von Hilfsmitteln entscheidet 
die oder der Prüfende. Das Rechnerprogramm ist auf einem vom Prüfenden festge-
legten Datenträger und/oder als Datei auf einem vom Prüfenden festgelegten Pfad 
und Rechner abzuspeichern. Der Prüfling hat schriftlich seine Personalien, die voll-
ständigen Dateinamen, Dateigrößen, Datum und Uhrzeit der für die Bewertung ver-
bindlichen Speicherungen zu vermerken. 
 
(2) Die Prüfungsaufgabe einer Programmierarbeit wird in der Regel von nur einer 
oder einem Prüfenden gestellt. 
 
(3) Programmierarbeiten sollen von zwei Prüfungsberechtigten bewertet werden. In 
begründeten Fällen kann der Prüfungsausschuss hiervon abweichen; die Gründe 
sind aktenkundig zu machen. 
 
(4) Wird das Rechnerprogramm nicht fristgemäß oder nicht in der vorgeschriebenen 
Form abgeliefert, gilt die Prüfung gemäß § 12 Abs. 1 Satz 2 als mit “nicht ausreichend” 
(5,0) bewertet. 
 
 

§ 18 
Mündliche Prüfung 

 
(1) Mündliche Prüfungen werden in der Regel vor einer oder einem Prüfenden in Ge-
genwart einer oder eines sachkundigen Beisitzenden oder vor mehreren Prüfenden 
(Kollegialprüfung) als Gruppenprüfungen oder als Einzelprüfungen abgelegt. Hierbei 
wird jeder Prüfling grundsätzlich in jedem Gebiet nur von einer oder einem Prüfenden 
geprüft. Die Dauer einer mündlichen Prüfung beträgt 30 bis 35 Minuten je Prüfling. 
Vor der Festsetzung der Note hat die oder der Prüfende die Beisitzende oder den 
Beisitzenden zu hören, mehrere Prüfende haben sich gegenseitig zu hören. 
 
(2) Die wesentlichen Gegenstände und Ergebnisse der Prüfung, insbesondere die für 
die Benotung maßgeblichen Tatsachen, sind in einem Protokoll festzuhalten. Das Er-
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gebnis der Prüfung ist dem Prüfling im Anschluss an die mündliche Prüfung be-
kannt zu geben. 
 
(3) Studierende, die sich in einem späteren Prüfungszeitraum der gleichen Prüfung 
unterziehen wollen, werden nach Maßgabe der räumlichen Verhältnisse als Zuhö-
rende zugelassen, sofern nicht ein Prüfling bei der Meldung zur Prüfung widerspro-
chen hat. Die Zulassung erstreckt sich nicht auf die Beratung und Bekanntgabe des 
Prüfungsergebnisses. 
 
 

§ 19 
Präsentation 

 
(1) Bei der Prüfungsform „Präsentation“ ist eine Aufgabenstellung aus dem Bereich 
des jeweiligen Fachs selbständig zu bearbeiten, Lösungsweg und Ergebnisse sind 
mündlich zu präsentieren. Die Bearbeitungsfrist beträgt mindestens vier Wochen. Die 
Dauer der Präsentation legt der Prüfungsausschuss unter Beachtung der Obergrenze 
von 35 Minuten je Prüfling fest. Im Rahmen der Präsentation sind von der oder 
dem oder den Prüfenden nur Verständnisfragen zu Lösungsweg und Ergebnissen zu-
lässig.  
 
(2) Prüfungen mit der Prüfungsform „Präsentation“ können auch innerhalb von Lehr-
veranstaltungen stattfinden. Näheres, insbesondere Anmeldefristen legt der Prü-
fungsausschuss fest. 
 
(3) Die Aufgabenstellung erfolgt durch die zuständige Lehrperson und ist den Studie-
renden nach ihrer Genehmigung durch den Prüfungsausschuss durch Aushang be-
kannt zu geben. 
 
(4) Im Übrigen gilt § 18 entsprechend. 
 
(5) Präsentationen werden in der Regel vor Zuhörenden und einer oder einem Prü-
fenden in Gegenwart einer oder eines sachkundigen Beisitzenden oder mehreren Prü-
fenden (Kollegialprüfung) als Einzelprüfung abgelegt. Bewertet wird nur der Inhalt der 
Präsentation einschließlich der Antworten auf Verständnisfragen. Vor der Festsetzung 
der Note hat die oder der Prüfende die Beisitzende oder den Beisitzenden zu hören, 
mehrere Prüfende haben sich gegenseitig zu hören. 
 
(6) Die wesentlichen Gegenstände und Ergebnisse der Präsentation, insbesondere 
die für die Benotung maßgeblichen Tatsachen, sind in einem Protokoll festzuhalten. 
Das Ergebnis der Prüfung ist dem Prüfling im Anschluss an die Präsentation bekannt 
zu geben. 
 
(7) Als Zuhörende sind ohne Ausschlussmöglichkeit durch den Prüfling diejenigen 
Prüflinge zugelassen, die für denselben Prüfungszeitraum für dasselbe Prüfungsfach 
zugelassen sind. Studierende, die sich in einem späteren Prüfungszeitraum der glei-
chen Prüfung unterziehen wollen, werden nach Maßgabe der räumlichen Verhältnisse 
als Zuhörende zugelassen, sofern nicht ein Prüfling bei der Meldung zur Prüfung wi-
dersprochen hat. Die Zulassungen erstrecken sich nicht auf die Beratung und die Be-
kanntgabe des Prüfungsergebnisses. 
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§ 20 
Ausarbeitung 

 
(1) Bei der Prüfungsform „Ausarbeitung“ ist eine Aufgabenstellung aus dem Bereich 
des jeweiligen Fachs selbständig zu bearbeiten. Je nach Aufgabenstellung ist eine 
Ausarbeitung schriftlicher oder programmiertechnischer Art, ein zeichnerischer Ent-
wurf, eine zeichnerische Darstellung, ein Werkstück oder Modell anzufertigen; Kom-
binationsformen sind zulässig. Die Aufgabenstellung soll Hinweise zum Umfang der 
Ausarbeitung enthalten. Die Bearbeitungszeit beträgt mindestens vier Wochen. 
 
(2) Der Prüfungsausschuss legt den Aus- und Abgabetermin der Aufgabenstellung, 
das anzufertigende Arbeitsergebnis sowie die Stelle bei der die Ausarbeitung abzuge-
ben ist nach Abstimmung mit den Prüfenden fest und gibt dies den Studierenden recht-
zeitig vorher bekannt. Die Aufgabenstellung ist den Prüflingen in Schriftform auszu-
händigen. Prüfungen mit der Prüfungsform „Ausarbeitung“ können innerhalb der Lehr-
veranstaltungen stattfinden. Der Tag der Ausgabe der Aufgabenstellung gilt als Prü-
fungstag im Sinne von § 14 Abs. 5.  
 
(3) Die Ausarbeitung ist spätestens zum festgelegten Abgabetermin bei der aus der 
schriftlichen Aufgabenstellung ersichtlichen Stelle abzugeben. Der Zeitpunkt der Ab-
gabe ist durch die entsprechende Prüfende oder den entsprechenden Prüfenden ak-
tenkundig zu machen; bei Zustellung der Arbeit durch die Post bzw. Zustellung durch 
einen vergleichbaren gewerblichen Zustelldienst ist der Zeitpunkt der Einlieferung bei 
der Post bzw. dem Zustelldienst maßgebend. Bei der Abgabe der schriftlichen Ausar-
beitung hat der Prüfling schriftlich zu versichern, dass er seine Arbeit selbständig an-
gefertigt und keine anderen als die angegebenen und bei Zitaten kenntlich gemachten 
Quellen und Hilfsmittel benutzt hat. Wird die schriftliche Ausarbeitung nicht fristgemäß 
abgeliefert, gilt sie als mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet. Die Ausarbeitung kann 
elektronisch eingereicht werden. Dazu kann sie über die Lernplattform ILIAS hochge-
laden werden. Bei der Einreichung über ILIAS ist zusätzlich eine Versicherung bei der 
oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses abzugeben, dass die Arbeit - bei 
einer Gruppenarbeit seinen entsprechend gekennzeichneten Anteil der Arbeit - selb-
ständig verfasst und keine anderen als die angegebenen Quellen benutzt wurden und 
das diese in gleicher oder ähnlicher Form noch bei keiner Prüfung vorgelegen hat. 
 
 
 

§ 20a 
Ausarbeitung mit Kolloquium 

 
(1) Bei der Prüfungsform „Ausarbeitung mit Kolloquium“ ist eine Aufgabenstellung 
aus dem Bereich des jeweiligen Fachs selbständig zu bearbeiten. Je nach Aufgaben-
stellung ist eine Ausarbeitung schriftlicher oder programmiertechnischer Art, ein zeich-
nerischer Entwurf, eine zeichnerische Darstellung, ein Werkstück oder Modell an-
zufertigen; Kombinationsformen sind zulässig. Die Aufgabenstellung soll Hinweise 
zum Umfang der Ausarbeitung enthalten. Die Bearbeitungszeit beträgt mindestens 
vier Wochen. An die Ausarbeitung schließt sich ein Kolloquium an. Die Ausarbeitung 
ist im Rahmen des Kolloquiums mündlich vorzustellen. Ausarbeitung und Kolloquium 
werden als Einheit bewertet. 
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(2) Die Aufgabenstellung einschließlich der Festlegung des anzufertigenden Arbeits-
ergebnisses, der Festlegung des Abgabetermins sowie der Stelle, bei der die Ausar-
beitung abzugeben ist, erfolgt durch die zuständige Lehrperson und ist den Studie-
renden nach ihrer Genehmigung durch den Prüfungsausschuss durch Aushang be-
kannt zu geben. 
 
(3) Die Ausarbeitung ist spätestens zum festgelegten Abgabetermin bei der aus der 
schriftlichen Aufgabenstellung ersichtlichen Stelle abzugeben. Der Zeitpunkt der Ab-
gabe ist aktenkundig zu machen; bei Zustellung der Arbeit durch die Post ist der Zeit-
punkt der Einlieferung bei der Post maßgebend. Bei der Abgabe der Ausarbeitung hat 
der Prüfling schriftlich zu versichern, dass er seine Arbeit – bei einer Gruppenarbeit 
seinen entsprechend gekennzeichneten Anteil der Arbeit – selbständig angefertigt 
und keine anderen als die angegebenen und bei Zitaten kenntlich gemachten Quellen 
und Hilfsmittel benutzt hat. Sofern sich der Prüfling nicht schon zur Prüfung angemel-
det hat, gilt die Abgabe der Ausarbeitung als Anmeldung zum Kolloquium (Prüfungs-
anmeldung). Die Abgabe der Ausarbeitung ist dem Prüfungsausschuss anzuzeigen. 
 
(4) Im Übrigen gilt § 19 Abs. 2 und 4 entsprechend.  
 
 
 
 

§ 21 
Ausarbeitung mit Präsentation, Projektmanagement/Studienprojekt 

 
(1) Bei der Prüfungsform „Ausarbeitung mit Präsentation“ ist eine Aufgabenstellung 
aus dem Bereich des jeweiligen Fachs selbständig zu bearbeiten. Je nach Aufgaben-
stellung ist eine Ausarbeitung schriftlicher oder programmiertechnischer Art, ein zeich-
nerischer Entwurf, eine zeichnerische Darstellung, ein Werkstück oder Modell an-
zufertigen; Kombinationsformen sind zulässig. Die Aufgabenstellung soll Hinweise 
zum Umfang der Ausarbeitung enthalten. Die Bearbeitungszeit beträgt mindestens 
vier Wochen. An die Ausarbeitung schließt sich eine Präsentation an. Ausarbeitung 
und Präsentation werden als Einheit bewertet. 
 
(2) Im Übrigen gilt § 19 Abs. 1, 2 und 4 sowie § 20a Abs. 2 und 3 entsprechend. 
 
(3) Die Prüfung im Fach Projektmanagement/Studienprojekt erfolgt in Form einer 
„Ausarbeitung mit Präsentation“. Aufgabenstellungen sollen in der Weise erfolgen, 
dass die Studierenden Teilgebiete einer Gesamtaufgabe zu bearbeiten haben. Mit 
dieser Ausarbeitung mit Präsentation soll gleichzeitig die Zusammenarbeit innerhalb 
von Gruppen und das Vertreten des eigenen Ergebnisses gegenüber anderen Grup-
penmitgliedern geübt werden. Die Ausarbeitung mit Präsentation im Fach Projektma-
nagement/Studienprojekt wird von Professorinnen bzw. Professoren im Rahmen ihrer 
jeweiligen Lehrgebiete angeboten und in der Lehrveranstaltung Projektmanage-
ment/Studienprojekt begleitet. 
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III. Bachelorprüfung, Zusatzfächer 
 
 

§ 22 
Bachelorarbeit 

 
(1) Die Bachelorarbeit soll zeigen, dass der Prüfling befähigt ist, innerhalb einer vor-
geschriebenen Frist eine praxisorientierte Aufgabe aus seinem Fachgebiet sowohl in 
ihren fachlichen Einzelheiten als auch in fachübergreifenden Zusammenhängen nach 
wissenschaftlichen Methoden selbstständig zu bearbeiten. Die Bachelorarbeit besteht 
in der Regel aus einer eigenständigen Untersuchung mit einer Aufgabenstellung 
aus dem Fachgebiet des jeweiligen Studiengangs sowie einer ausführlichen Be-
schreibung und Erläuterung ihres Lösungswegs. In fachlich geeigneten Fällen 
kann sie auch eine schriftliche Hausarbeit mit fachliterarischem Inhalt sein. Der Richt-
wert für den Umfang der Bachelorarbeit beträgt 30 Seiten. 
 
(2) Die Bachelorarbeit wird von einer oder einem gemäß § 7 Abs. 1 vom Prüfungs-
ausschuss bestellten Prüfungsberechtigten ausgegeben und betreut. Dem Prüfling 
ist Gelegenheit zu geben, Vorschläge für das Thema der Bachelorarbeit zu machen. 
 
(3) Auf Antrag sorgt die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses dafür, dass 
ein Prüfling rechtzeitig ein Thema für die Bachelorarbeit erhält. 
 
(4) Die Bachelorarbeit kann auch in Form einer Gruppenarbeit zugelassen werden. 
 
 

§ 23 
Zulassung zur Bachelorarbeit 

 
(1) Zur Bachelorarbeit kann nur zugelassen werden, wer 
 
1. die Zulassungsvoraussetzungen für studienbegleitende Prüfungen gemäß § 14 
Abs. 1 Nr. 1 bis 3 a) oder c) erfüllt, 
 
2. alle studienbegleitenden Prüfungen des ersten Studienabschnitts bestanden 
hat, 
 
3. die studienbegleitenden Prüfungen des zweiten Studienabschnitts des jeweili-
gen Studiengangs gemäß §§ 37 H, L, P, B bzw. W bis auf drei bestanden hat und 
 
4. ggf. weitere gemäß den Speziellen Teilen dieser Prüfungsordnung geforderte 
Voraussetzungen erbracht hat oder bis zu einem vom Prüfungsausschuss festgesetz-
ten Termin erbringt. 
 
(2) Der Antrag auf Zulassung ist schriftlich an die Vorsitzende oder den Vorsitzenden 
des Prüfungsausschusses zu richten. Dem Antrag sind folgende Unterlagen beizufü-
gen, sofern sie nicht bereits vorliegen: 
 
1. die Nachweise über die in Absatz 1 genannten Zulassungsvoraussetzungen, 
 
2. eine Erklärung über bisherige Versuche zur Bearbeitung einer Bachelorarbeit 



 19 

und zur Ablegung der Bachelorprüfung und ggf. einer Vor- oder Zwischenprüfung im 
gleichen Studiengang. 
Dem Antrag soll eine Erklärung darüber beigefügt werden, welche oder welcher Prü-
fende zur Ausgabe und Betreuung der Bachelorarbeit bereit ist. 
 
(3) Der Antrag auf Zulassung kann schriftlich bis zur Bekanntgabe der Entscheidung 
über den Antrag ohne Anrechnung auf die Zahl der möglichen Prüfungsversuche, zu-
rückgenommen werden. 
 
(4) Über die Zulassung entscheidet die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschus-
ses und im Zweifelsfall der Prüfungsausschuss. Die Zulassung ist zu versagen, wenn 
 
a)  die in Absatz 1 genannten Voraussetzungen nicht erfüllt o-

der  

b) die Unterlagen unvollständig sind oder 

c) im Geltungsbereich des Grundgesetzes eine entsprechende Bachelorarbeit 
des Prüflings ohne Wiederholungsmöglichkeit mit "nicht ausreichend" bewertet wor-
den ist oder eine der in Absatz 2 Nr. 2 genannten Prüfungen endgültig nicht bestan-
den wurde. 
 
Im Übrigen darf die Zulassung nur versagt werden, wenn der Prüfling im Geltungsbe-
reich des Grundgesetzes seinen Prüfungsanspruch im gleichen Studiengang durch 
Versäumen einer Wiederholungsfrist verloren hat. 
 
 
 

§ 24 
Ausgabe und Bearbeitung der Bachelorarbeit 

 
(1) Das Thema der Bachelorarbeit wird von der die Bachelorarbeit betreuenden Per-
son gestellt. Die Ausgabe der Bachelorarbeit erfolgt über die Vorsitzende oder den 
Vorsitzenden des Prüfungsausschusses. Als Zeitpunkt der Ausgabe gilt der Tag, an 
dem dem Prüfling das Thema bekannt gegeben wird. Der Zeitpunkt ist aktenkundig 
zu machen. 
 
(2) Die Bearbeitungszeit für die Bachelorarbeit beträgt höchstens 10 Wochen. Thema, 
Aufgabenstellung und Umfang der Bachelorarbeit sind von der oder dem Betreuen-
den so zu begrenzen, dass die Frist zur Bearbeitung der Bachelorarbeit eingehalten 
werden kann. Im Ausnahmefall, z. B. Krankheitsfall, kann die oder der Vorsitzende 
des Prüfungsausschusses auf einen vor Ablauf der Frist gestellten begründeten An-
trag des Prüflings die Bearbeitungszeit um bis zu drei Wochen verlängern. Zu diesem 
Antrag soll die oder der Betreuende gehört werden. 
 
(3) Das Thema der Bachelorarbeit kann nur einmal und nur innerhalb der ersten drei 
Wochen der Bearbeitungszeit ohne Angabe von Gründen zurückgegeben werden. Im 
Fall der Wiederholung gemäß § 11 Abs. 7 ist die Rückgabe nur zulässig, wenn der 
Prüfling bei der Anfertigung seiner ersten Bachelorarbeit von dieser Möglichkeit kei-
nen Gebrauch gemacht hat. 
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(4) § 15 a gilt entsprechend. 
 
 

§ 25 
Abgabe und Beurteilung der Bachelorarbeit 

 
(1) Die Bachelorarbeit ist fristgemäß bei der oder dem Vorsitzenden des Prüfungs-
ausschusses einzureichen. Der Zeitpunkt der Abgabe ist aktenkundig zu machen. 
Bei Zustellung der Arbeit durch die Post bzw. einen vergleichbaren gewerblichen Zu-
stelldienst ist der Zeitpunkt der Einlieferung bei der Post bzw. dem Zustelldienst maß-
gebend. Bei der Abgabe der Bachelorarbeit hat der Prüfling schriftlich zu versichern, 
dass er seine Arbeit -bei einer Gruppenarbeit seinen entsprechend gekennzeichne-
ten Anteil der Arbeit - selbstständig angefertigt und keine anderen als die angegebe-
nen und bei Zitaten kenntlich gemachten Quellen und Hilfsmittel benutzt hat. Wird die 
Bachelorarbeit nicht fristgemäß eingereicht, gilt sie gemäß § 12 Abs. 1 Satz 2 als 
mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet. 
 
(2) Die Bachelorarbeit ist von zwei Prüfenden zu begutachten und zu beurteilen. Eine 
oder einer der Prüfenden soll die Bachelorarbeit betreut haben. Die oder der zweite 
Prüfende wird vom Prüfungsausschuss bestimmt. Mindestens eine oder einer der Prü-
fenden muss dem Kreis der hauptberuflichen Hochschullehrerinnen und Hochschul-
lehrer angehören, die in dem Studiengang lehren. Die einzelne Beurteilung ist gemäß 
§ 10 Abs. 1 vorzunehmen und schriftlich zu begründen. Die Note der Bachelorarbeit 
wird aus dem arithmetischen Mittel der Einzelbeurteilungen gebildet, sofern die Diffe-
renz nicht mehr als 2,0 beträgt. Beträgt die Differenz mehr als 2,0, wird vom 
Prüfungsausschuss eine dritte Prüfende oder ein dritter Prüfender zur Beurteilung 
der Bachelorarbeit bestimmt. In diesem Fall wird die Note der Bachelorarbeit aus 
dem arithmetischen Mittel der beiden besseren Noten gebildet. Die Bachelorarbeit 
kann jedoch nur dann als „ausreichend“ oder besser beurteilt werden, wenn min-
destens zwei Noten „ausreichend“ oder besser sind. 
 
(3) Durch das Bestehen der Bachelorarbeit werden 12 Credits erworben. 
 
 

§ 26 
Kolloquium 

 
(1) Das Kolloquium ergänzt die Bachelorarbeit und ist selbstständig zu bewerten. Es 
dient der Feststellung, ob der Prüfling befähigt ist, die Ergebnisse der Bachelorarbeit, 
ihre fachlichen Grundlagen, ihre fächerübergreifenden Zusammenhänge und ihre au-
ßerfachlichen Bezüge mündlich darzustellen und selbstständig zu begründen und ihre 
Bedeutung für die Praxis einzuschätzen. Dabei soll auch die Bearbeitung des 
Themas der Bachelorarbeit mit dem Prüfling erörtert werden. 
 
(2) Zum Kolloquium kann der Prüfling nur zugelassen werden, wenn 
 
1. die in § 23 Abs. 1 genannten Voraussetzungen für die Zulassung zur Ba-
chelorarbeit nachgewiesen sind und 
 
2. alle studienbegleitenden Prüfungen des zweiten Studienabschnitts des jewei-
ligen Studiengangs gemäß §§ 37 H, L, P, B bzw. W bestanden wurden und 
 



 21 

3. die Bachelorarbeit mindestens mit „ausreichend“ bewertet worden ist und 
 
4. ggf. weitere, gemäß den Speziellen Teilen dieser Prüfungsordnung geforderte 
Voraussetzungen erbracht worden sind. 
Der Antrag auf Zulassung ist an die Vorsitzende oder den Vorsitzenden des Prüfungs-
ausschusses zu richten. Dem Antrag sind die Nachweise über die in Satz 1 genannten 
Zulassungsvoraussetzungen beizufügen, sofern sie dem Prüfungsausschuss nicht 
bereits vorliegen. Ferner ist eine Erklärung über bisherige Versuche zur Ablegung 
entsprechender Prüfungen sowie darüber, ob einer Zulassung von Zuhörenden wi-
dersprochen wird, beizufügen. Der Prüfling kann die Zulassung zum Kolloquium auch 
bereits bei der Meldung zur Bachelorarbeit beantragen; in diesem Fall erfolgt die 
Zulassung zum Kolloquium, sobald alle erforderlichen Nachweise und Unterlagen 
dem Prüfungsausschuss vorliegen. Für die Zulassung zum Kolloquium und ihre Ver-
sagung gilt im Übrigen § 23 Abs. 4 entsprechend. 
 
(3) Das Kolloquium wird als mündliche Prüfung durchgeführt und von den für die Ba-
chelorarbeit bestimmten Prüfenden gemeinsam abgenommen und bewertet. Im Fall 
des § 25 Abs. 2 Satz 6 wird das Kolloquium von den Prüfenden abgenommen, aus 
deren Einzelbewertung die Note der Bachelorarbeit gebildet worden ist. Das Kollo-
quium dauert je Prüfling etwa 30 Minuten. Für die Durchführung des Kolloquiums fin-
den im Übrigen die für mündliche Prüfungen geltenden Vorschriften (§ 18) entspre-
chende Anwendung. 
 
(4) Durch das Bestehen des Kolloquiums werden 3 Credits erworben. 
 
 

§ 27 
Ergebnis der Bachelorprüfung 

 
(1) Die Bachelorprüfung ist bestanden, wenn in den studienbegleitenden Prüfungen 
des ersten Studienabschnitts des jeweiligen Studiengangs nach Maßgabe der Spezi-
ellen Teile dieser Prüfungsordnung (§§ 36 H, L, P, B bzw. W) 90 Credits und in den 
studienbegleitenden Prüfungen des zweiten Studienabschnitts des jeweiligen Studi-
engangs nach Maßgabe der Speziellen Teile dieser Prüfungsordnung (§§ 37 H, L, P, 
B bzw. W) 75 Credits sowie durch die Bachelorarbeit 12 Credits und das Kolloquium 
3 Credits erworben worden sind; handelt es sich um einen Studiengang mit Praxisse-
mester müssen zusätzlich 30 Credits für das jeweilige Praxissemester erworben 
werden. 
 
(2) Die Bachelorprüfung ist nicht bestanden, 
 
a) wenn im jeweiligen Studiengang eines der Pflichtfächer des ersten Studi-
enabschnitts (§§ 36 H, 36 L, 36 P, 36 B bzw. 36 W) oder des zweiten Studienab-
schnitts (Absatz 1 der §§ 37 H, L, P, B bzw. W) endgültig mit „nicht ausreichend“ 
bewertet worden ist oder als mit „nicht ausreichend“ bewertet gilt oder wenn das je-
weilige Konto für Prüfungsversuche des ersten Studienabschnitts oder des zweiten 
Studienabschnitts nicht mehr die Anzahl von Versuchen aufweist, die für das Ablegen 
der noch fehlenden Prüfungen in den Pflichtfächern des ersten Studienabschnitts 
bzw. in den Pflichtfächern des zweiten Studienabschnitts erforderlich sind oder 
 
b) wenn es nicht mehr möglich ist, in den zu wählenden Studienschwerpunkten 
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des jeweiligen Studiengangs die erforderliche Anzahl an Credits (§ 37 H Abs. 2 und 
4, § 37 L Abs. 2 und 4, § 37 P Abs. 2 und 4, § 37 B Abs. 2 und 4 bzw. § 37 W Abs. 
2 und 4) zu erwerben oder 
 
c) wenn im jeweiligen Studiengang die Bachelorarbeit oder das Kolloquium 
endgültig mit „nicht ausreichend“ bewertet worden ist oder als mit „nicht ausreichend“ 
bewertet gilt. 
(3) Über die nicht bestandene Bachelorprüfung wird ein Bescheid erteilt, der mit einer 
Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen ist. Auf Antrag stellt die oder der Vorsitzende 
des Prüfungsausschusses nach der Exmatrikulation eine Bescheinigung aus, die die 
erbrachten Prüfungsleistungen, deren Benotung und die erworbenen Credits sowie 
die zur Bachelorprüfung noch fehlenden Prüfungsleistungen enthält. Aus der Beschei-
nigung muss hervorgehen, dass der Prüfling die Bachelorprüfung endgültig nicht 
bestanden hat. Auf Antrag stellt die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 
eine Bescheinigung aus, die nur die erbrachten Prüfungsleistungen, deren Benotung 
und die erworbenen Credits enthält. 
 
 

§ 28 
Bachelorzeugnis, Gesamtnote, Bachelorurkunde 

 
(1) Über die bestandene Bachelorprüfung wird unverzüglich, möglichst innerhalb von 
vier Wochen nach der letzten Prüfungsleistung, ein Zeugnis ausgestellt. Das Zeugnis 
enthält die Noten aller studienbegleitenden Prüfungen des ersten und zweiten Studi-
enabschnitts, das Thema und die Note der Bachelorarbeit, die Note des Kolloquiums 
sowie die Gesamtnote der Bachelorprüfung. Dabei ist jeweils die Note in Worten und 
- in Klammern dahinterstehend - in Ziffern mit einer Dezimalstelle nach dem Komma 
anzugeben. Für die Prüfung im Fach „Projektmanagement / Studienprojekt“ sowie für 
das Fach „Seminar zur Holztechnik“ ist die Bewertung „bestanden“ aufzunehmen. 
Ein gewählter Studienschwerpunkt bzw. gewählte Studienschwerpunkte sowie ein 
anerkanntes Praxissemester sind kenntlich zu machen. Hinter jeder Prüfungsleistung 
ist die Anzahl der mit der Prüfungsleistung erworbenen Credits anzugeben; dies gilt 
entsprechend für das Praxissemester. Die durch die vorstehend genannten Prüfungs-
leistungen sowie das Praxissemester erworbene Gesamtzahl der Credits ist anzuge-
ben. Angerechnete Prüfungsleistungen sind als solche zu kennzeichnen. 
 
(2) Die Gesamtnote der Bachelorprüfung wird aus dem nach Credits gewichteten 
arithmetischen Mittel der Noten der studienbegleitenden Prüfungen, der Bachelorar-
beit und des Kolloquiums gemäß § 10 Abs. 4 und 5 gebildet. Die Bewertung der Prü-
fung im Fach „Projektmanagement/Studienprojekt“ sowie im „Seminar zur Holztech-
nik“ wird bei der Bildung der Gesamtnote nicht berücksichtigt. 
 
(3) Das Zeugnis ist von der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu un-
terzeichnen. Das Zeugnis trägt das Datum des Tages, an dem die letzte Prüfungs-
leistung erbracht worden ist. 
 
(4) Spätestens drei Monate, nachdem die letzte Prüfungsleistung erbracht wurde, wird 
dem Prüfling die Bachelorurkunde mit dem Datum des Zeugnisses und der Angabe 
des Studienganges ausgehändigt. In der Masterurkunde wird die Verleihung des aka-
demischen Grades gemäß § 3 beurkundet. 
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(5) Die Urkunde wird von der Präsidentin oder dem Präsidenten und der oder dem 
Vorsitzenden des Prüfungsausschusses unterzeichnet und mit dem Prägesiegel der 
Hochschule Ostwestfalen gesiegelt. 

 
 

§ 29 
Diploma Supplement und Transcript of Records 

 
(1) Mit der Urkunde über die bestandene Bachelorprüfung wird der Absolventin bzw. 
dem Absolventen ein Diploma Supplement mit einem Transcript of Records ausge-
händigt. 
 
(2) Das Diploma Supplement wird in englischer und deutscher Sprache ausgestellt 
und enthält Angaben zum Studiengang, seinen Voraussetzungen und Inhalten, zum 
Benotungssystem und zur Art des Abschlusses; es wird durch Informationen über die 
Hochschule und das deutsche Studiensystem ergänzt. Des Weiteren enthält es eine 
ECTS-Einstufungstabelle (Notenspiegel). Die ECTS-Einstufungstabelle gibt Auskunft 
über die statistische Verteilung der von den Studierenden eines Studiengangs erziel-
ten Noten innerhalb eines Referenzzeitraums von zwei Jahren. Den Referenzzeitraum 
bilden jeweils die dem Abschluss vorhergehenden vier Semester.  
 
(3) Das Transcript of Records enthält eine Aufzählung der durch Prüfungsleistungen 
abgeschlossenen Module, durch die Credits erworben werden. Diese Credits werden 
ausgewiesen. 
 
 

§ 30 
Nicht besetzt 

 
 

§ 31 
Zusatzfächer 

 
(1) Der Prüfling kann sich in weiteren als den vorgeschriebenen Fächern einer Prü-
fung unterziehen (Zusatzfächer). Das Ergebnis der Prüfung in diesen Fächern sowie 
die Anzahl der dadurch erworbenen Credits werden auf Antrag in das Zeugnis aufge-
nommen, jedoch bei der Festsetzung der Gesamtnote und Gesamtzahl der Credits 
nicht berücksichtigt. 
 
(2) Prüfungen in Zusatzfächern (Zusatzprüfungen) können in allen Pflicht- und Wahl-
pflichtprüfungsfächern anderer Studiengänge der Hochschule Ostwestfalen-Lippe ab-
gelegt werden, für die der Prüfling nicht eingeschrieben ist und die in dem Fächerka-
non des gewählten Studiengangs keine Entsprechung haben. 
 
(3) Zulassungsvoraussetzungen für Zusatzprüfungen gemäß Absatz 2 sind: 
 
1. Nachweis der Teilnahme an Lehrveranstaltungen, der erbrachten Leis-
tungsnachweise und bestandenen Prüfungen, die nach der Prüfungsordnung für 
den anderen Studiengang Zulassungsvoraussetzungen für die begehrte Prüfung sind, 
soweit diese unmittelbaren Grundkenntnisse für die begehrte Prüfung vermitteln; kön-
nen hiernach erforderliche bestandene Prüfungen nicht nachgewiesen werden, sind 
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im Hinblick auf die erforderlichen Grundkenntnisse vergleichbare Prüfungen nachzu-
weisen, 
 
2. falls es sich bei der begehrten Prüfung um eine Prüfung des anderen Stu-
diengangs handelt, für die Zulassungsvoraussetzung das Bestehen von Prüfungen 
vorhergehender Semester des anderen Studienganges ist: Nachweis der bestande-
nen Prüfungen des ersten Studienabschnitts sowie des Praktikums bzw. Fachprakti-
kums des Studiengangs, für den die oder der Studierende eingeschrieben ist. 
 
(4) Der Antrag auf Zulassung zu einer Zusatzprüfung gemäß Absatz 2 ist an den Prü-
fungsausschuss des anderen Studiengangs zu richten. Der Prüfling hat die für die 
Zulassung erforderlichen Unterlagen vorzulegen. Über die Zulassung entscheidet der 
Prüfungsausschuss des anderen Studiengangs im Einvernehmen mit dem zuständi-
gen Prüfungsausschuss des Fachbereichs Produktion und Wirtschaft. Eine Zulas-
sung kann nur im Rahmen der vorhandenen Kapazitäten und Möglichkeiten erfolgen. 
Ein Rechtsanspruch auf Zulassung besteht nicht. 
 
(5) Als Prüfung in Zusatzfächern gilt auch, wenn der Prüfling im Rahmen des Studi-
engangs, für den er eingeschrieben ist, aus einem Studienschwerpunkt mehr als die 
notwendige Anzahl bzw. über den zu wählenden Studienschwerpunkt bzw. die zu 
wählenden Studienschwerpunkte hinaus Studienschwerpunktfächer aus weiteren 
Studienschwerpunkten auswählt und durch Prüfungen abschließt. Die zuerst abge-
legten Prüfungen gelten als Prüfungen in den Studienschwerpunktfächern des ge-
wählten Studienschwerpunktes bzw. der gewählten Studienschwerpunkte, es sei 
denn, dass der Prüfling vor dem jeweiligen ersten Prüfungsversuch oder in zulässiger 
Weise zu einem späteren Zeitpunkt etwas anderes bestimmt hat. Sofern in einem zu 
wählenden Studienschwerpunkt bzw. in den zu wählenden Studienschwerpunkten die 
erforderliche Anzahl an Credits erreicht worden ist, gelten weitere Fächer aus diesem 
Studienschwerpunkt bzw. diesen Studienschwerpunkten bzw. aus weiteren Studien-
schwerpunkten, in denen Credits erworben werden, als Zusatzfächer; § 14 Abs. 2 
bleibt unberührt. 
 
(6) Die Zulassungsvoraussetzungen für Zusatzprüfungen gemäß Absatz 5 ergeben 
sich aus § 14. 
 
(7) Über Fächer außerhalb des Pflicht- und Wahlpflichtprüfungsangebots der Studi-
engänge der Hochschule Ostwestfalen-Lippe, in denen Zusatzprüfungen abgelegt 
werden können, entscheidet der zuständige Prüfungsausschuss des Fachbereichs 
Produktion und Wirtschaft. Die Zulassung erfolgt ebenfalls durch diesen Prüfungs-
ausschuss. 
 
(8) § 8 Abs. 8 bis 10 bleibt unberührt. 
 
 

IV. Ungültigkeit von Prüfungen, Aberkennung des Bachelorgrades,  
Einsicht in die Prüfungsakten 

 
 

§ 32 
Ungültigkeit der Bachelorprüfung, Aberkennung des Bachelorgrades 
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(1) Hat der Prüfling bei einer Prüfung getäuscht und wird diese Tatsache erst nach 
Aushändigung des Zeugnisses bekannt, kann der Prüfungsausschuss nachträglich 
die Noten für diejenigen Prüfungsleistungen, bei deren Erbringung der Prüfling 
getäuscht hat, entsprechend berichtigen und die Prüfung ganz oder teilweise für nicht 
bestanden erklären. 
 
(2) Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zu einer Prüfung nicht erfüllt, ohne 
dass der Prüfling hierüber täuschen wollte und wird diese Tatsache erst nach der 
Aushändigung des Zeugnisses bekannt, wird dieser Mangel durch das Bestehen der 
Prüfung geheilt. Hat der Prüfling die Zulassung vorsätzlich zu Unrecht erwirkt, ent-
scheidet der Prüfungsausschuss unter Beachtung des Verwaltungsverfahrensgeset-
zes für das Land Nordrhein-Westfalen über die Rechtsfolgen. 
 
(3) Vor einer Entscheidung ist der oder dem Betroffenen Gelegenheit zur Äußerung 
zu geben. 
 
(4) Das unrichtige Prüfungszeugnis ist einzuziehen und ggf. ein neues zu erteilen. 
Eine Entscheidung nach Absatz 1 und Absatz 2 Satz 2 ist nach einer Frist von fünf 
Jahren nach Ausstellung des Prüfungszeugnisses ausgeschlossen. 
 
(5) Ist die Prüfung insgesamt für nicht bestanden erklärt worden, ist der Bachelorgrad 
abzuerkennen und die Bachelorurkunde einzuziehen. 
 
 

§ 33 
Einsicht in die Prüfungsakten 

 
Nach Bekanntgabe des Ergebnisses jeder Prüfungsleistung wird dem Prüfling auf An-
trag in angemessener Frist Einsicht in die jeweiligen, ihn betreffenden Prüfungsunter-
lagen gewährt. Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses bestimmt Ort und 
Zeit der Einsichtnahme. 
 
 

B. Spezielle Teile 
 
 

I. Spezieller Teil Holztechnik (H) 
 
 

§ 34 H Studienschwerpunkte 
 
Im Bachelorstudiengang Holztechnik der Hochschule Ostwestfalen-Lippe sind 
zwei der folgenden Studienschwerpunkte zu wählen: 
b) Möbelbau und -entwick-
lung c) Holzindustrielle Produk-
tion d) Holzbauproduktion. 
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§ 35 H 
Praktische Tätigkeit als besondere Studienvoraussetzung 

 
(1) Als besondere Studienvoraussetzung wird der Nachweis einer praktischen Tätig-
keit gefordert. 
 
(2) Der Nachweis der praktischen Tätigkeit gilt als erbracht, wenn die Studienbewer-
berin oder der Studienbewerber die Qualifikation für das Studium durch das Zeugnis 
der Fachhochschulreife eines Berufskollegs für Holztechnik oder einer Fachober-
schule für Technik mit fachlichem Schwerpunkt Holztechnik erworben hat. Studien-
bewerberinnen und Studienbewerber, die das Zeugnis der Fachhochschulreife der 
Fachoberschule für Technik mit Praktikantenjahr im Bereich Maschinenbau oder 
Elektrotechnik erworben haben, müssen ein Fachpraktikum von 6 Wochen ableisten. 
Studienbewerberinnen und Studienbewerber, die das Zeugnis der Fachhochschul-
reife der Fachoberschule für Technik mit einem anderen Schwerpunkt oder mit Prak-
tikantenjahr in anderen Bereichen oder die Qualifikation für das Studium auf andere 
Weise erworben haben, müssen ein Grundpraktikum und ein Fachpraktikum von je 6 
Wochen ableisten. 
 
(3) Das Grundpraktikum soll industrienahe, berufspraktische Tätigkeiten aus den fol-
genden Bereichen umfassen: 
- manuelle Arbeitstechniken vor allem an Holz und Holzwerkstoffen, daneben auch 

an Metallen, Kunststoffen und anderen Werkstoffen im Holzbau und/oder Möbel- 
und Innenausbau, 

- maschinelle Arbeitstechniken mit üblichen Zerspanungsmaschinen und sonstigen 
Maschinen im Holzbau und/oder Möbel- und Innenausbau, 

- Verbindungstechniken im Holzbau und/oder Möbel- und Innenausbau 
- technische Oberflächenbehandlung im Holzbau und/oder Möbel- und Innenaus-

bau und 
- Umweltschutz im Holzbau und/oder Möbel- und Innenausbau. 
 
(4) Das Fachpraktikum soll holzindustrielle, berufspraktische Tätigkeiten aus den fol-
genden Bereichen umfassen: 
- Werkzeug- und/oder Vorrichtungsbau im industriellen Holz- und/oder Möbelbau, 
- Einrichtung und/oder Montage von Maschinen, Geräten und Anlagen im industri-

ellen Holz- und/oder Möbelbau, 
- Qualitätswesen des industriellen Holz- und/oder Möbelbaus und 
- Betriebsaufbau und Organisation des Arbeitsablaufes im industriellen Holz- und/o-

der Möbelbau. 
 
(5) Über die Anerkennung von Grund- und Fachpraktikum entscheidet der Prüfungs-
ausschuss. 
 
(6) Einschlägige Ausbildungs- und Berufstätigkeiten werden auf die Praktika ange-
rechnet. Über diese Anrechnung entscheidet der Prüfungsausschuss. Eine Studien-
ordnung kann Näheres über die Ausgestaltung des Grund- und Fachpraktikums und 
über die Anrechnung einschlägiger Ausbildungs- und Berufstätigkeiten bestimmen. 
 
(7) Das Grundpraktikum ist vor Aufnahme des Studiums abzuleisten und bei der Ein-
schreibung nachzuweisen. Das Fachpraktikum ist spätestens zum Ende des dritten 
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Semesters des Fachstudiums nachzuweisen. Über Ausnahmen entscheidet der Prü-
fungsausschuss. 
 
 

§ 36 H 
Studienbegleitende Prüfungen des ersten Studienabschnitts 

 
Im ersten Studienabschnitt sind in den aus Anlage 1 ersichtlichen Pflichtfächern stu-
dienbegleitende Prüfungen zu erbringen. Dabei sind 90 Credits zu erwerben. 
 
 

§ 37 H 
Studienbegleitende Prüfungen des zweiten Studienabschnitts 

 
(1) Im zweiten Studienabschnitt ist in den aus Anlage 1 ersichtlichen Pflichtfächern je 
eine Prüfung abzulegen. Dabei sind 35 Credits zu erwerben. 
 
(2) Ferner ist in zwei zu wählenden Studienschwerpunkten in je vier Fächern eine 
Prüfung abzulegen. Dabei müssen je Studienschwerpunkt mindestens 20 Credits er-
worben werden. Sofern die notwendige Anzahl an Credits erreicht worden ist bzw. 
überschritten wird, gelten weitere Fächer, in denen Credits erworben werden, als Zu-
satzfächer; § 14 Abs. 2 bleibt unberührt. 
 
(3) Prüflinge können die aus der Anlage 1 ersichtlichen Prüfungen des sechsten und 
siebten Semesters nur ablegen, wenn sie die aus der Anlage 1 ersichtlichen Prüfun-
gen des ersten Studienabschnitts bestanden haben. 
 
(4) Auf Antrag des Prüflings kann der Prüfungsausschuss maximal ein Fach je Prüf-
ling in jedem Studienschwerpunkt aus dem Fächerangebot der Hochschule Ostwest-
falen-Lippe oder anderer Hochschulen als ergänzendes Studienschwerpunktfach zu-
lassen. Die Zulassung eines Fachs setzt insbesondere voraus: 
 
1. es muss sich um ein Prüfungsfach eines Studiengangs gemäß einer Prüfungs-
ordnung handeln, für das Credits ausgewiesen sind, 
 
2. es muss sich um ein Fach handeln, das die Fächer des Studienschwerpunkt-
Katalogs in sinnvoller Weise ergänzt oder abrundet 
 
3. der Prüfling muss in dem Fach durch eine oder mehrere Prüfungen mindes-
tens 5 Credits erwerben, 
 
4. das Fach darf keinem Pflichtfach oder Studienschwerpunktfach des Bachelor-
studiengangs Holztechnik der Hochschule Ostwestfalen-Lippe inhaltlich entspre-
chen. 
 
§ 8 bleibt unberührt. Die oder der Studierende hat die für die Feststellungen des Prü-
fungsausschusses erforderlichen Unterlagen vorzulegen. Für die Zulassung zu Prü-
fungen aus anderen Studiengängen der Hochschule Ostwestfalen-Lippe gilt § 31 
Abs. 3 und 4. 
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§ 38 H Praxissemester 
 
(1) Studierende des Studiengangs Holztechnik müssen ein Praxissemester absolvie-
ren. Das Praxissemester wird in der Regel im fünften Semester abgeleistet und um-
fasst mindestens 20 Wochen. 
 
(2) Das Praxissemester soll die Studierenden an die berufliche Tätigkeit durch kon-
krete Aufgabenstellung und praktische Mitarbeit in Betrieben oder anderen Einrich-
tungen der Berufspraxis heranführen. Es soll insbesondere dazu dienen, die im bis-
herigen Studium erworbenen Kenntnisse und Fähigkeiten anzuwenden und die bei 
der praktischen Tätigkeit gemachten Erfahrungen zu reflektieren und auszuwerten. 
 
(3) Zum Praxissemester wird auf Antrag nur zugelassen, wer alle studienbegleiten-
den Prüfungen in den aus Anlage 1 ersichtlichen Pflichtfächern des ersten Studien-
abschnitts bestanden hat und die besondere Studienvoraussetzung (§ 35 H) erfüllt. 
 
(4) Über die Zulassung zum Praxissemester und die Genehmigung des jeweiligen 
Praxissemesterplatzes entscheidet der Prüfungsausschuss. 
 
(5) Während des Praxissemesters wird die Tätigkeit der Studierenden durch ein zu-
ständiges Mitglied der Professorenschaft des Fachbereichs Produktion und Wirt-
schaft begleitet. 
 
(6) Die erfolgreiche Teilnahme am Praxissemester wird von der betreuenden Profes-
sorin oder dem betreuenden Professor bestätigt, wenn sie bzw. er unter Berücksich-
tigung des Zeugnisses der Ausbildungsstelle und eines von der bzw. dem Studieren-
den anzufertigenden Berichts festgestellt hat, dass die bzw. der Studierende während 
des Praxissemesters die übertragenden Arbeiten zufriedenstellend ausgeführt hat 
und zweckentsprechend eingesetzt war. 
 
(7) Eine Praxissemesterordnung kann Näheres zum Praxissemester regeln. 
 
(8) Durch die erfolgreiche Teilnahme am Praxissemester werden 30 Credits erwor-
ben. 
 
 

§ 39 H 
Besondere Voraussetzung für die Zulassung zur Bachelorarbeit 

 
Weitere Voraussetzung im Sinne des § 23 Abs. 1 Nr. 4 für die Zulassung zur Ba- 
chelorarbeit ist der Nachweis der erfolgreichen Teilnahme am Praxissemester. 
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II. Spezieller Teil Logistik (L) 
 
 

§ 34 L Studienschwerpunkte 
 

Im Bachelorstudiengang Logistik der Hochschule Ostwestfalen-Lippe sind zwei 
der folgenden Studienschwerpunkte zu wählen: 
 
a)  Beschaffung 
b)  Produktion 
c)  International Distribution. 
 
 

§ 35 L 
Praktische Tätigkeit als besondere Studienvoraussetzung 

 
(1) Als besondere Studienvoraussetzung wird der Nachweis einer praktischen Tätig-
keit gefordert. 
 
(2) Der Nachweis der praktischen Tätigkeit gilt als erbracht, wenn die Studienbewer-
berin oder der Studienbewerber eine abgeschlossene Berufsausbildung im Bereich 
Logistik nachweisen kann. Alle anderen Studienbewerberinnen und Studienbewerber 
müssen ein Praktikum von 12 Wochen ableisten. 
 
(3) Das Praktikum soll in größeren Industrie-, Handels- oder Logistikdienstleistungs-
Unternehmen durchgeführt werden und wenigstens zwei der folgenden Bereiche um-
fassen: 
- Beschaffungslogistik/Einkauf, 
- Fertigungsplanung/Arbeits- und Betriebsorganisation, 
- Logistik-Datenverarbeitung/ERP-Systeme, 
- Lager-, Förder-, Umschlagtechnik, 
- Lagermanagement/Lagerverwaltung, 
- Distributionslogistik/Transport- oder Speditionsmanagement, 
- Import/Export/Zollabwicklung, 
- Logistik-Kostenrechnung/Logistik-Controlling. 
 
(4) Über die Anerkennung des Praktikums entscheidet der Prüfungsausschuss. 
 
(5) Einschlägige Ausbildungs- und Berufstätigkeiten werden auf das Praktikum ange-
rechnet. Über diese Anrechnung entscheidet der Prüfungsausschuss. Eine Studien-
ordnung kann Näheres über die Ausgestaltung des Praktikums und über die Anrech-
nung einschlägiger Ausbildungs- und Berufstätigkeiten bestimmen. 
 
(6) Das Praktikum ist spätestens zum Ende des dritten Semesters des Fachstudiums 
nachzuweisen. Über Ausnahmen entscheidet der Prüfungsausschuss. 
 
 

§ 36 L 
Studienbegleitende Prüfungen des ersten Studienabschnitts 

 
Im ersten Studienabschnitt ist in den aus Anlage 2 ersichtlichen Pflichtfächern je eine 
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Prüfung abzulegen. Dabei sind 90 Credits zu erwerben. 
 
 

§ 37 L 
Studienbegleitende Prüfungen des zweiten Studienabschnitts 

 
(1) Im zweiten Studienabschnitt ist in den aus Anlage 2 ersichtlichen Pflichtfächern je 
eine Prüfung abzulegen. Dabei sind 35 Credits zu erwerben. 
 
(2) Ferner ist in zwei zu wählenden Studienschwerpunkten in je vier Fächern eine 
Prüfung abzulegen. Dabei müssen je Studienschwerpunkt mindestens 20 Credits er-
worben werden. Sofern die notwendige Anzahl an Credits erreicht worden ist bzw. 
überschritten wird, gelten weitere Fächer, in denen Credits erworben werden, als Zu-
satzfächer; § 14 Abs. 2 bleibt unberührt. 
 
(3) Prüflinge können die aus der Anlage 2 ersichtlichen Prüfungen des fünften und 
sechsten Semesters nur ablegen, wenn sie die aus der Anlage 2 ersichtlichen Prü-
fungen des ersten Studienabschnitts bestanden haben. 
 
(4) Auf Antrag des Prüflings kann der Prüfungsausschuss maximal ein Fach je Prüf-
ling in jedem Studienschwerpunkt aus dem Fächerangebot der Hochschule Ostwest-
falen-Lippe oder anderer Hochschulen als ergänzendes Studienschwerpunktfach zu-
lassen. Die Zulassung eines Fachs setzt insbesondere voraus: 
 
1.  es muss sich um ein Prüfungsfach eines Studiengangs gemäß einer Prüfungs-
ordnung handeln, für das Credits ausgewiesen sind, 
2. es muss sich um ein Fach handeln, das die Fächer des Studienschwerpunkt-
Katalogs in sinnvoller Weise ergänzt oder abrundet 
 
3. der Prüfling muss in dem Fach durch eine oder mehrere Prüfungen mindestens 
5 Credits erwerben, 
 
4. das Fach darf keinem Pflichtfach oder Studienschwerpunktfach des Bachelor-
studiengangs Logistik der Hochschule Ostwestfalen-Lippe inhaltlich entsprechen. 
 
§ 8 bleibt unberührt. Die oder der Studierende hat die für die Feststellungen des Prü-
fungsausschusses erforderlichen Unterlagen vorzulegen. Für die Zulassung zu Prü-
fungen aus anderen Studiengängen der Hochschule Ostwestfalen-Lippe gilt § 31 
Abs. 3 und 4. 
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§ 38 L  
Praxissemester 

 
(1) Studierende des Studiengangs Logistik können ein Praxissemester absolvieren. 
Das Praxissemester wird in der Regel ab dem vierten Semester abgeleistet und um-
fasst mindestens 20 Wochen. 
 
(2) Das Praxissemester soll die Studierenden an die berufliche Tätigkeit durch kon-
krete Aufgabenstellung und praktische Mitarbeit in Betrieben oder anderen Einrich-
tungen der Berufspraxis heranführen. Es soll insbesondere dazu dienen, die im bis-
herigen Studium erworbenen Kenntnisse und Fähigkeiten anzuwenden und die bei 
der praktischen Tätigkeit gemachten Erfahrungen zu reflektieren und auszuwerten. 
 
(3) Zum Praxissemester wird auf Antrag nur zugelassen, wer alle studienbegleitenden 
Prüfungen in den aus Anlage 2 ersichtlichen Pflichtfächern des ersten Studienab-
schnitts bestanden hat und die besondere Studienvoraussetzung (§ 35 L) erfüllt. 
 
(4) Über die Zulassung zum Praxissemester und die Genehmigung des jeweiligen 
Praxissemesterplatzes entscheidet der Prüfungsausschuss. 
 
(5) Während des Praxissemesters wird die Tätigkeit der Studierenden durch ein zu-
ständiges Mitglied der Professorenschaft des Fachbereichs Produktion und Wirt-
schaft begleitet. 
 
(6) Die erfolgreiche Teilnahme am Praxissemester wird von der betreuenden Profes-
sorin oder dem betreuenden Professor bestätigt, wenn sie bzw. er unter Berücksich-
tigung des Zeugnisses der Ausbildungsstelle und eines von der bzw. dem Studieren-
den anzufertigenden Berichts festgestellt hat, dass die bzw. der Studierende während 
des Praxissemesters die übertragenden Arbeiten zufriedenstellend ausgeführt hat 
und zweckentsprechend eingesetzt war. 
 
(7) Studierende, denen die erfolgreiche Teilnahme am Praxissemester nicht bestätigt 
wurde, können das Praxissemester einmal wiederholen. Beantragt die oder der Stu-
dierende keine erneute Zulassung, oder wird auch nach der Wiederholung des Pra-
xissemesters die erfolgreiche Teilnahme nicht bestätigt, setzt die oder der Studie-
rende das Studium ohne Praxissemester fort. Eine Wiederholung des Praxissemes-
ters kann nur vor der Zulassung zur Bachelorarbeit erfolgen. 
 
(8) Eine Praxissemesterordnung kann Näheres zum Praxissemester regeln. 
 
(9) Durch die erfolgreiche Teilnahme am Praxissemester werden 30 Credits erwor-
ben. 
 
 

§ 39 L 
Besondere Voraussetzung für die Zulassung zur Bachelorarbeit 

 
Weitere Voraussetzung im Sinne des § 23 Abs. 1 Nr. 4 für die Zulassung zur 
Bachelorarbeit ist bei Absolvierung des Studienganges mit Praxissemester der Nach-
weis der erfolgreichen Teilnahme am Praxissemester. 
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III. Spezieller Teil Produktionstechnik (P) 
 
 

§ 34 P  
Studienschwerpunkte 

 
Im Bachelorstudiengang Produktionstechnik der Hochschule Ostwestfalen-Lippe 
ist einer der folgenden Studienschwerpunkte zu wählen: 
 
a)  Kunststofftechnik 
b)  Fabrikautomatisierung  
c)  Spezielle Fertigung. 
 
 

§ 35 P 
Praktische Tätigkeit als besondere Studienvoraussetzung 

 
(1) Als besondere Studienvoraussetzung wird der Nachweis einer praktischen Tätig-
keit gefordert. 
 
(2) Der Nachweis der praktischen Tätigkeit gilt als erbracht, wenn die Studienbewer-
berin oder der Studienbewerber die Qualifikation für das Studium durch das Zeugnis 
der Fachhochschulreife einer Fachoberschule für Technik mit Praktikantenjahr im Be-
reich Maschinenbau erworben hat. Studienbewerberinnen und Studienbewerber, 
die das Zeugnis der Fachhochschulreife der Fachoberschule für Technik mit Prakti-
kantenjahr im Bereich Elektrotechnik erworben haben, müssen ein Fachpraktikum 
von 6 Wochen leisten. Studienbewerberinnen und Studienbewerber, die das Zeugnis 
der Fachhochschulreife der Fachoberschule für Technik mit Praktikantenjahr in ande-
ren Bereichen oder die Qualifikation für das Studium auf andere Weise erworben 
haben, müssen ein Grundpraktikum und ein Fachpraktikum von je 6 Wochen leisten. 
 
(3) Das 6-wöchige Grundpraktikum soll industrienahe Tätigkeiten aus den folgenden 
Bereichen umfassen: 
- manuelle Arbeitstechniken an Metallen, Kunststoffen und anderen Werkstoffen, 
- maschinelle Arbeitstechniken mit Zerspanungsmaschinen und Maschinen der 

spanlosen Formgebung, 
- Verbindungstechniken, 
- Wärmebehandlung von Werkstoffen, 
- Technische Oberflächenbehandlung. 
 
(4) Das Fachpraktikum soll industrienahe Tätigkeiten aus den folgenden Bereichen 
umfassen: 
- Werkzeug-, Vorrichtungs- und Lehrenbau, 
- Montage von Maschinen, Geräten und Anlagen, 
- Qualitätswesen, 
- Betriebsaufbau und Organisation des Arbeitsablaufs. 
 
(5) Über die Anerkennung von Grund- und Fachpraktikum entscheidet der Prüfungs-
ausschuss. 
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(6) Einschlägige Ausbildungs- und Berufstätigkeiten werden auf die Praktika ange-
rechnet. Über diese Anrechnung entscheidet der Prüfungsausschuss. Eine Studien-
ordnung kann Näheres über die Ausgestaltung des Grund- und Fachpraktikums und 
über die Anrechnung einschlägiger Ausbildungs- und Berufstätigkeiten bestimmen. 
 
(7) Das Grundpraktikum ist vor Aufnahme des Studiums abzuleisten und bei der Ein-
schreibung nachzuweisen. Das Fachpraktikum ist spätestens zum Ende des dritten 
Semesters des Fachstudiums nachzuweisen. Über Ausnahmen entscheidet der Prü-
fungsausschuss. 
 
 

§ 36 P 
Studienbegleitende Prüfungen des ersten Studienabschnitts 

 
Im ersten Studienabschnitt ist in den aus Anlage 3 ersichtlichen Pflichtfächern je eine 
Prüfung abzulegen. Dabei sind 90 Credits zu erwerben. 
 
 

§ 37 P 
Studienbegleitende Prüfungen des zweiten Studienabschnitts 

 
(1) Im zweiten Studienabschnitt ist in den aus Anlage 3 ersichtlichen Pflichtfächern je 
eine Prüfung abzulegen. Dabei sind 50 Credits zu erwerben. 
 
(2) Ferner sind aus dem Katalog der Studienschwerpunkte durch Prüfungen mindes-
tens 25 Credits zu erwerben; dabei sind folgende Maßgaben zu beachten: In einem 
zu wählenden Studienschwerpunkt ist in vier Fächern eine Prüfung abzulegen. Dabei 
müssen mindestens 20 Credits erworben werden. Weitere 5 Credits sind durch eine 
Prüfung in einem Fach (Wahlpflichtfach) aus den Katalogen der nicht gewählten Stu-
dienschwerpunkte zu erwerben. 
 
(3) Prüflinge können die aus der Anlage 3 ersichtlichen Prüfungen des fünften und 
sechsten Semesters, mit Ausnahme der Prüfungen in den Fächern „Materialflusstech-
nik“ (Fach-Nr. 7207) und „Projektmanagement/Studienprojekt“ (Fach-Nr. 7283), nur 
ablegen, wenn sie die aus der Anlage 3 ersichtlichen Prüfungen des ersten Studien-
abschnitts bestanden haben. 
 
(4) Auf Antrag des Prüflings kann der Prüfungsausschuss ein Fach je Prüfling in je-
dem Studienschwerpunkt aus dem Fächerangebot der Hochschule Ostwestfalen-
Lippe oder anderer Hochschulen als ergänzendes Studienschwerpunktfach bzw. 
Wahlpflichtfach zulassen. Die Zulassung eines Fachs setzt insbesondere voraus: 
 
1. es muss sich um ein Prüfungsfach eines Studiengangs gemäß einer Prüfungs-
ordnung handeln, für das Credits ausgewiesen sind, 
 
2. es muss sich um ein Fach handeln, das die Fächer des Studienschwer-
punkt-Katalogs in sinnvoller Weise ergänzt oder abrundet 
 
3. der Prüfling muss in dem Fach durch eine oder mehrere Prüfungen mindes-
tens 5 Credits erwerben, 
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4. das Fach darf keinem Pflichtfach oder Studienschwerpunktfach des Ba-
chelorstudiengangs Produktionstechnik der Hochschule Ostwestfalen-Lippe inhalt-
lich entsprechen. 
 
§ 8 bleibt unberührt. Die oder der Studierende hat die für die Feststellungen des Prü-
fungsausschusses erforderlichen Unterlagen vorzulegen. Für die Zulassung zu Prü-
fungen aus anderen Studiengängen der Hochschule Ostwestfalen-Lippe gilt § 31 
Abs. 3 und 4. 
 
 

§ 38 P  
Praxissemester 

 
(1) Studierende des Studiengangs Produktionstechnik können ein Praxissemester ab-
solvieren. Das Praxissemester wird in der Regel ab dem vierten Semester abgeleistet 
und umfasst mindestens 20 Wochen. 
 
(2) Das Praxissemester soll die Studierenden an die berufliche Tätigkeit durch kon-
krete Aufgabenstellung und praktische Mitarbeit in Betrieben oder anderen Einrich-
tungen der Berufspraxis heranführen. Es soll insbesondere dazu dienen, die im bis-
herigen Studium erworbenen Kenntnisse und Fähigkeiten anzuwenden und die bei 
der praktischen Tätigkeit gemachten Erfahrungen zu reflektieren und auszuwerten. 
 
(3) Zum Praxissemester wird auf Antrag nur zugelassen, wer alle studienbegleitenden 
Prüfungen in den aus Anlage 3 ersichtlichen Pflichtfächern des ersten Studienab-
schnitts bestanden hat und die besondere Studienvoraussetzung (§ 35 P) erfüllt. 
 
(4) Über die Zulassung zum Praxissemester und die Genehmigung des jeweiligen 
Praxissemesterplatzes entscheidet der Prüfungsausschuss. 
 
(5) Während des Praxissemesters wird die Tätigkeit der Studierenden durch ein zu-
ständiges Mitglied der Professorenschaft des Fachbereichs Produktion und Wirt-
schaft begleitet. 
 
(6) Die erfolgreiche Teilnahme am Praxissemester wird von der betreuenden Profes-
sorin oder dem betreuenden Professor bestätigt, wenn sie bzw. er unter Berücksich-
tigung des Zeugnisses der Ausbildungsstelle und eines von der bzw. dem Studieren-
den anzufertigenden Berichts festgestellt hat, dass die bzw. der Studierende während 
des Praxissemesters die übertragenden Arbeiten zufriedenstellend ausgeführt hat 
und zweckentsprechend eingesetzt war. 
 
(7) Studierende, denen die erfolgreiche Teilnahme am Praxissemester nicht bestätigt 
wurde, können das Praxissemester einmal wiederholen. Beantragt die oder der Stu-
dierende keine erneute Zulassung, oder wird auch nach der Wiederholung des Pra-
xissemesters die erfolgreiche Teilnahme nicht bestätigt, setzt die oder der Studie-
rende das Studium ohne Praxissemester fort. Eine Wiederholung des Praxissemes-
ters kann nur vor der Zulassung zur Bachelorarbeit erfolgen. 
 
(8) Eine Praxissemesterordnung kann Näheres zum Praxissemester regeln. 
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(9) Durch die erfolgreiche Teilnahme am Praxissemester werden 30 Credits erwor-
ben. 
 

§ 39 P 
Besondere Voraussetzung für die Zulassung zur Bachelorarbeit 

 
Weitere Voraussetzung im Sinne des § 23 Abs. 1 Nr. 4 für die Zulassung zur 
Bachelorarbeit ist bei Absolvierung des Studiengangs mit Praxissemester der Nach-
weis der erfolgreichen Teilnahme am Praxissemester. 
 
 

IV. Spezieller Teil Betriebswirtschaftslehre (B) 
 
 

§ 34 B  
nicht besetzt 

 
 

§ 35 B 
Praktische Tätigkeit als besondere Studienvoraussetzung 

 
(1) Als besondere Studienvoraussetzung wird der Nachweis einer praktischen Tätig-
keit gefordert. 
 
(2) Der Nachweis der praktischen Tätigkeit gilt als erbracht, wenn die Studienbewer-
berin oder der Studienbewerber die Qualifikation für das Studium durch das Zeugnis 
einer Fachoberschule für Wirtschaft und Verwaltung oder eine abgeschlossene Be-
rufsausbildung im Bereich Wirtschaft oder Verwaltung nachweisen kann. Alle anderen 
Studienbewerberinnen und Studienbewerber müssen ein Praktikum von 6 Wochen 
ableisten. 
 
(3) Das Praktikum soll in einem größeren Industrie- und Handelsunternehmen in ei-
nem betriebswirtschaftlich einschlägigen Bereich durchgeführt werden, z.B. in den 
Bereichen: 
- Beschaffungswesen/Materialwirtschaft, 
- Datenverarbeitung/Organisation, 
- Fertigungsplanung/Betriebsorganisation, 
- Personalwesen, 
- Rechnungswesen, 
- Marketing, 
- Vertrieb/Auftragsbearbeitung. 
 
(4) Über die Anerkennung des Praktikums entscheidet der Prüfungsausschuss. 
 
(5) Einschlägige Ausbildungs- und Berufstätigkeiten werden auf das Praktikum ange-
rechnet. Über diese Anrechnung entscheidet der Prüfungsausschuss. Eine Studien-
ordnung kann Näheres über die Ausgestaltung des Praktikums und über die Anrech-
nung einschlägiger Ausbildungs- und Berufstätigkeiten bestimmen. 
 
(6) Das Praktikum ist spätestens zum Ende des dritten Semesters des Fachstudiums 
nachzuweisen. Über Ausnahmen entscheidet der Prüfungsausschuss.  
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§ 36 B 
Studienbegleitende Prüfungen des ersten Studienabschnitts 

 
Im ersten Studienabschnitt ist in den aus Anlage 4 ersichtlichen Pflichtfächern je eine 
Prüfung abzulegen. Dabei sind 90 Credits zu erwerben. 
 
 

§ 37 B 
Studienbegleitende Prüfungen des zweiten Studienabschnitts 

 
(1) Im zweiten Studienabschnitt ist in den aus Anlage 4 ersichtlichen Pflichtfächern je 
eine Prüfung abzulegen. Dabei sind 45 Credits zu erwerben. 
 
(2) Ferner sind in jeder der beiden Wahlpflichtmodulgruppen nach Anlage 4 je 2 Prü-
fungen mit je m indes tens  6  C red i t s  abzulegen. Weitere 6 Credits sind durch 
Prüfung in einem weiteren Fach aus einer der Wahlpflichtmodulgruppen zu erwer-
ben. Sofern die notwendige Anzahl an Credits erreicht worden ist bzw. überschritten 
wird, gelten weitere Fächer, in denen Credits erworben werden, als Zusatzfächer; § 
14 Abs. 2 bleibt unberührt. 
 
(3) Prüflinge können die aus der Anlage 4 ersichtlichen Prüfungen des fünften und 
sechsten Semesters nur ablegen, wenn sie die aus der Anlage 4 ersichtlichen Prü-
fungen des ersten Studienabschnitts bestanden haben. 
 

 
§ 38 B  

Praxissemester 
 
(1) Studierende des Studiengangs Betriebswirtschaftslehre können ein Praxissemes-
ter absolvieren. Das Praxissemester wird in der Regel ab dem vierten Semester ab-
geleistet und umfasst mindestens 20 Wochen. 
 
(2) Das Praxissemester soll die Studierenden an die berufliche Tätigkeit durch kon-
krete Aufgabenstellung und praktische Mitarbeit in Betrieben oder anderen Einrich-
tungen der Berufspraxis heranführen. Es soll insbesondere dazu dienen, die im bis-
herigen Studium erworbenen Kenntnisse und Fähigkeiten anzuwenden und die bei 
der praktischen Tätigkeit gemachten Erfahrungen zu reflektieren und auszuwerten. 
 
(3) Zum Praxissemester wird auf Antrag nur zugelassen, wer alle studienbegleitenden 
Prüfungen in den aus Anlage 4 ersichtlichen Pflichtfächern des ersten Studienab-
schnitts bestanden hat und die besondere Studienvoraussetzung (§ 35 B) erfüllt. 
 
 
(4) Über die Zulassung zum Praxissemester und die Genehmigung des jeweiligen 
Praxissemesterplatzes entscheidet der Prüfungsaus-
schuss. 
 
(5) Während des Praxissemesters wird die Tätigkeit der Studierenden durch ein zu-
ständiges Mitglied der Professorenschaft des Fachbereichs Produktion und Wirt-
schaft begleitet. 
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(6) Die erfolgreiche Teilnahme am Praxissemester wird von der betreuenden Profes-
sorin oder dem betreuenden Professor bestätigt, wenn sie bzw. er unter Berücksich-
tigung des Zeugnisses der Ausbildungsstelle und eines von der bzw. dem Studieren-
den anzufertigenden Berichts festgestellt hat, dass die bzw. der Studierende während 
des Praxissemesters die übertragenden Arbeiten zufriedenstellend ausgeführt hat 
und zweckentsprechend eingesetzt war. 
 
(7) Studierende, denen die erfolgreiche Teilnahme am Praxissemester nicht bestätigt 
wurde, können das Praxissemester einmal wiederholen. Beantragt die oder der Stu-
dierende keine erneute Zulassung, oder wird auch nach der Wiederholung des Pra-
xissemesters die erfolgreiche Teilnahme nicht bestätigt, setzt die oder der Studie-
rende das Studium ohne Praxissemester fort. Eine Wiederholung des Praxissemes-
ters kann nur vor der Zulassung zur Bachelorarbeit erfolgen. 
 
(8) Eine Praxissemesterordnung kann Näheres zum Praxissemester regeln. 
 
(9) Durch die erfolgreiche Teilnahme am Praxissemester werden 30 Credits erwor-
ben. 
 
 

§ 39 B 
Besondere Voraussetzung für die Zulassung zur Bachelorarbeit 

 
Weitere Voraussetzung im Sinne des § 23 Abs. 1 Nr. 4 für die Zulassung zur 
Bachelorarbeit ist bei Absolvierung des Studiengangs mit Praxissemester der Nach-
weis der erfolgreichen Teilnahme am Praxissemester. 
 
 

V. Spezieller Teil Wirtschaftsingenieurwesen (W) 
 
 

§ 34 W  
nicht besetzt 

 
 

§ 35 W 
Praktische Tätigkeit als besondere Studienvoraussetzung 

 
(1) Als besondere Studienvoraussetzung wird der Nachweis einer praktischen Tä-
tigkeit gefordert. 
 
a) Studienbewerberinnen und Studienbewerber, die ein Zeugnis einer Fach-
oberschule für Wirtschaft und Verwaltung erworben haben, müssen ein 6- wöchiges 
Grund- oder Fachpraktikum „Technik“ ableisten; 
 
b) Studienbewerberinnen und Studienbewerber, die ein Zeugnis einer Fach-
oberschule für Technik mit fachlichem Schwerpunkt Metalltechnik oder Elektrotechnik 
erworben haben, müssen ein 6-wöchiges Grund- oder Fachpraktikum „Wirtschaft“ ab-
leisten; 
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c) Studienbewerberinnen und Studienbewerber, die ein Zeugnis einer Fach-
oberschule für Technik anderer fachlicher Schwerpunkte oder einer Fachoberschule 
anderer Fachrichtung erworben haben, müssen ein 6-wöchiges Praktikum „Technik“ 
und ein 6-wöchiges Praktikum „Wirtschaft“ ableisten, wobei ein Praktikum als Grund-
praktikum und ein Praktikum als Fachpraktikum zu erbringen ist. 
 
d) Nummer 3 gilt auch für Studienbewerber, die die Qualifikation auf an-
dere Weise erworben haben. 
 
(2) Das Grundpraktikum bzw. das Fachpraktikum „Technik“ soll mindestens zwei 
industrienahe Tätigkeiten aus folgenden Bereichen umfassen: 

- manuelle Arbeitstechniken an Metallen, Kunststoffen und anderen Werkstof-
fen, 

- maschinelle Arbeitstechniken mit Zerspanungsmaschinen und Maschinen der 
spanlosen Formgebung, 

- Verbindungstechniken, 
- Wärmebehandlung, 
- technische Oberflächenbehandlung, 
- Werkzeug-, Vorrichtungs- und Lehrenbau, 
- Montage von Maschinen, Geräten und Anlagen, 
- Qualitätssicherung (Messen und Prüfen im Labor und in der Fertigung), 
- Betriebsaufbau und Organisation des Arbeitsablaufs. 

 
(3) Das Grundpraktikum bzw. das Fachpraktikum „Wirtschaft“ soll mindestens zwei 
der folgenden Funktionsbereiche umfassen: 

- Beschaffungswesen/Materialwirtschaft, 
- Fertigungsplanung/Organisation, 
- Rechnungswesen, 
- elektronische Datenverarbeitung, 
- Kreditwesen/Kreditgeschäfte, 
- Personalwesen, 
- Vertriebswesen. 

 
(4) Über die Anerkennung von Grund- und Fachpraktikum entscheidet der Prüfungs-
ausschuss. 
 
(5) Einschlägige Ausbildungs- und Berufstätigkeiten werden auf die Praktika ange-
rechnet. Über diese Anrechnung entscheidet der Prüfungsausschuss. Eine Studien-
ordnung kann Näheres über die Ausgestaltung des Grund- und Fachpraktikums und 
über die Anrechnung einschlägiger Ausbildungs- und Berufstätigkeiten bestimmen. 
 
(6) Das Grundpraktikum ist vor Aufnahme des Studiums abzuleisten und bei der Ein-
schreibung nachzuweisen. Das Fachpraktikum ist spätestens zum Ende des dritten 
Semesters des Fachstudiums nachzuweisen. Über Ausnahmen entscheidet der Prü-
fungsausschuss. 
 

 
§ 36 W 

Studienbegleitende Prüfungen des ersten Studienabschnitts 
 
Im ersten Studienabschnitt ist in den aus Anlage 5 ersichtlichen Pflichtfächern je eine 
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Prüfung abzulegen. Dabei sind 90 Credits zu erwerben. 
 
 

 
§ 37 W 

Studienbegleitende Prüfungen des zweiten Studienabschnitts 
 
(1) Im zweiten Studienabschnitt ist in den aus Anlage 5 ersichtlichen Pflichtfächern je 
eine Prüfung abzulegen. Dabei sind 75 Credits zu erwerben. 
 
(2) Prüflinge können die aus der Anlage 5 ersichtlichen Prüfungen des fünften und 
sechsten Semesters, mit Ausnahme der Prüfung im Fach Projektmanagement/Studi-
enprojekt (Fach-Nr. 7283), nur ablegen, wenn sie die aus der Anlage 5 ersichtlichen 
Prüfungen des ersten Studienabschnitts bestanden haben. 
 
 

§ 38 W  
Praxissemester 

 
(1) Studierende des Studiengangs Wirtschaftsingenieurwesen können ein Praxisse-
mester absolvieren. Das Praxissemester wird in der Regel ab dem vierten Semester 
abgeleistet und umfasst mindestens 20 Wochen. 
 
(2) Das Praxissemester soll die Studierenden an die berufliche Tätigkeit durch kon-
krete Aufgabenstellung und praktische Mitarbeit in Betrieben oder anderen Einrich-
tungen der Berufspraxis heranführen. Es soll insbesondere dazu dienen, die im bis-
herigen Studium erworbenen Kenntnisse und Fähigkeiten anzuwenden und die bei 
der praktischen Tätigkeit gemachten Erfahrungen zu reflektieren und auszuwerten. 
 
(3) Zum Praxissemester wird auf Antrag nur zugelassen, wer alle studienbegleitenden 
Prüfungen in den aus Anlage 5 ersichtlichen Pflichtfächern des ersten Studienab-
schnitts bestanden hat und die besondere Studienvoraussetzung (§ 35 W) erfüllt. 
 
(4) Über die Zulassung zum Praxissemester und die Genehmigung des jeweiligen 
Praxissemesterplatzes entscheidet der Prüfungsausschuss. 
 
(5) Während des Praxissemesters wird die Tätigkeit der Studierenden durch ein zu-
ständiges Mitglied der Professorenschaft des Fachbereichs Produktion und Wirt-
schaft begleitet. 
 
(6) Die erfolgreiche Teilnahme am Praxissemester wird von der betreuenden Profes-
sorin oder dem betreuenden Professor bestätigt, wenn sie bzw. er unter Berücksich-
tigung des Zeugnisses der Ausbildungsstelle und eines von der bzw. dem Studieren-
den anzufertigenden Berichts festgestellt hat, dass die bzw. der Studierende während 
des Praxissemesters die übertragenden Arbeiten zufriedenstellend ausgeführt hat 
und zweckentsprechend eingesetzt war. 
 
(7) Studierende, denen die erfolgreiche Teilnahme am Praxissemester nicht bestätigt 
wurde, können das Praxissemester einmal wiederholen. Beantragt die oder der Stu-
dierende keine erneute Zulassung, oder wird auch nach der Wiederholung des Pra-
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xissemesters die erfolgreiche Teilnahme nicht bestätigt, setzt die oder der Studie-
rende das Studium ohne Praxissemester fort. Eine Wiederholung des Praxissemes-
ters kann nur vor der Zulassung zur Bachelorarbeit erfolgen. 
 
(8) Eine Praxissemesterordnung kann Näheres zum Praxissemester regeln. 
 
(9) Durch die erfolgreiche Teilnahme am Praxissemester werden 30 Credits erwor-
ben. 
 

 
§ 39 W 

Besondere Voraussetzung für die Zulassung zur Bachelorarbeit 
 
Weitere Voraussetzung im Sinne des § 23 Abs. 1 Nr. 4 für die Zulassung zur 
Bachelorarbeit ist bei Absolvierung des Studiengangs mit Praxissemester der Nach-
weis der erfolgreichen Teilnahme am Praxissemester. 
 
 
C. Besondere Bestimmungen für die dualen Studiengänge Holztechnik, Logis-
tik, Produktionstechnik, Betriebswirtschaftslehre und Wirtschaftsingenieurwe-

sen 
 
 

§ 40 
Vertrag mit einem Unternehmen/Betrieb als weitere besondere Studienvoraus-

setzung 
 
(1) Als weitere besondere Voraussetzung für die Aufnahme in den dualen Studien-
gang Holztechnik, Logistik, Produktionstechnik, Betriebswirtschaftslehre bzw. Wirt-
schaftsingenieurwesen wird der Nachweis eines Vertrages über die Ausbildung in ei-
nem anerkannten Ausbildungsberuf oder einer betriebsinternen Ausbildung/Praxis mit 
einem von seiner fachlichen Ausrichtung her geeigneten Unternehmen gefordert. Bei 
Nichtfortsetzen des Ausbildungsvertrages setzt der Studierende das Studium als nicht 
dual fort.  
(2) Im Übrigen gelten die Bestimmungen dieser Prüfungsordnung. 
 
 

 
D. Schlussbestimmungen 

 
 

§ 41 
Übergangsbestimmungen 

 
(1) Diese Satzung findet auf alle Studierenden Anwendung, die ab dem Wintersemes-
ter 2015/16 für den Bachelorstudiengang Wirtschaftsingenieurwesen sowie für den du-
alen Studiengang Wirtschaftsingenieurwesen eingeschrieben worden sind. Diese Sat-
zung findet auf alle Studierenden Anwendung, die ab dem Wintersemester 2017/18 für 
die Bachelorstudiengänge Holztechnik, Logistik, Produktionstechnik und Betriebswirt-
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schaftslehre sowie für die dualen Studiengänge Holztechnik, Logistik, Produktions-
technik und Betriebswirtschaftslehre in das erste Fachsemester eingeschrieben wor-
den sind. 
 
(2) Für Studierende des Bachelorstudiengangs Wirtschaftsingenieurwesen sowie der 
dualen Studiengänge Holztechnik, Logistik, Produktionstechnik und Wirtschaftsingeni-
eurwesen, die sich 

- für das Sommersemester 2016 in das zweite Fachsemester, 
- für das Wintersemester 2016/2017 in das zweite oder dritte Fachsemester, 
- für das Sommersemester 2017 in das zweite bis vierte Fachsemester, 
- für das Wintersemester 2017/2018 in das zweite bis fünfte Fachsemester, 
- für das Sommersemester 2018 in das zweite bis sechste Fachsemester  

der Bachelorprüfungsordnung Holztechnik, Logistik, Produktionstechnik, Betriebswirt-
schaftslehre und Wirtschaftsingenieurwesen sowie die dualen Studiengänge Holztech-
nik, Logistik, Produktionstechnik, Betriebswirtschaftslehre und Wirtschaftsingenieur-
wesen an der Hochschule Ostwestfalen-Lippe einschreiben, gilt Abs. 2 entsprechend. 
Für Studierende der Bachelorstudiengänge Holztechnik, Logistik, Produktionstechnik 
und Betriebswirtschaftslehre sowie der dualen Studiengänge Holztechnik, Logistik, 
Produktionstechnik und Betriebswirtschaftslehre, die sich 

- für das Sommersemester 2018 in das zweite Fachsemester, 
- für das Wintersemester 2018/2019 in das zweite oder dritte Fachsemester, 
- für das Sommersemester 2019 in das zweite bis vierte Fachsemester, 
- für das Wintersemester 2019/2020 in das zweite bis fünfte Fachsemester, 
- für das Sommersemester 2020 in das zweite bis sechste Fachsemester  

der Bachelorprüfungsordnung Holztechnik, Logistik, Produktionstechnik, Betriebswirt-
schaftslehre und Wirtschaftsingenieurwesen sowie die dualen Studiengänge Holztech-
nik, Logistik, Produktionstechnik, Betriebswirtschaftslehre und Wirtschaftsingenieur-
wesen an der Hochschule Ostwestfalen-Lippe einschreiben, gilt Abs. 2 entsprechend. 
 
(3) Studierende, die vor dem Wintersemester 2015/16 ihr Studium in dem Bachelor-
studiengang Wirtschaftsingenieurwesen sowie in dem dualen Bachelorstudiengang 
Wirtschaftsingenieurwesenden an der Hochschule Ostwestfalen-Lippe aufgenommen 
haben, können ihre Prüfungen bis einschließlich Wintersemester 2018/19 nach der 
Bachelorprüfungsordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. August 2014 
(Verkündungsblatt der Hochschule Ostwestfalen-Lippe 2014/Nr.49) ablegen, es sei 
denn, dass sie die Anwendung der neuen Prüfungsordnung schriftlich beantragen. Der 
Antrag auf Anwendung der neuen Prüfungsordnung ist unwiderruflich. In Härtefällen 
kann der Prüfungsausschuss auf schriftlichen Antrag die Frist gemäß Satz 1 verlän-
gern. Nach Ablauf der Frist gemäß Satz 1 bzw. nach Ablauf der gemäß Satz 3 verlän-
gerten Frist gilt die Bachelorprüfungsordnung für die Studiengänge Holztechnik, Lo-
gistik, Produktionstechnik, Betriebswirtschaftslehre und Wirtschaftsingenieurwesen 
sowie für die dualen Studiengänge Holztechnik, Logistik, Produktionstechnik, Betriebs-
wirtschaftslehre und Wirtschaftsingenieurwesen an der Hochschule Ostwestfalen-
Lippe in der jeweils aktuellen Fassung.  
Studierende, die vor dem Wintersemester 2017/18 ihr Studium in den Bachelorstudi-
engängen Holztechnik, Logistik, Produktionstechnik und Betriebswirtschaftslehre so-
wie in den dualen Bachelor-Studiengängen Holztechnik, Logistik, Produktionstechnik 
und Betriebswirtschaftslehre an der Hochschule Ostwestfalen-Lippe aufgenommen 
haben, können ihre Prüfungen bis einschließlich Wintersemester 2020/2021 nach der 
Bachelorprüfungsordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. August 2014 
(Verkündungsblatt der Hochschule Ostwestfalen-Lippe 2014/Nr.49) ablegen, es sei 
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denn, dass sie die Anwendung der neuen Prüfungsordnung schriftlich beantragen. Der 
Antrag auf Anwendung der neuen Prüfungsordnung ist unwiderruflich. In Härtefällen 
kann der Prüfungsausschuss auf schriftlichen Antrag die Frist gemäß Satz 5 verlän-
gern. Nach Ablauf der Frist gemäß Satz 5 bzw. nach Ablauf der gemäß Satz 7 verlän-
gerten Frist gilt die Bachelorprüfungsordnung für die Studiengänge Holztechnik, Lo-
gistik, Produktionstechnik, Betriebswirtschaftslehre und Wirtschaftsingenieurwesen 
sowie für die dualen Studiengänge Holztechnik, Logistik, Produktionstechnik, Betriebs-
wirtschaftslehre und Wirtschaftsingenieurwesen an der Hochschule Ostwestfalen-
Lippe in der jeweils aktuellen Fassung.  

 
 
 

§ 42 
In-Kraft-Treten und Veröffentlichung 

 
 

(1) Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 01. September 2015 in Kraft. Sie wird im Ver-
kündungsblatt der Hochschule veröffentlicht. 
 
(2) Diese Satzung wird nach Überprüfung durch das Präsidium der Hochschule Ost-
westfalen-Lippe und auf Grund des Beschlusses des Fachbereichsrats des Fachbe-
reichs Produktion und Wirtschaft vom 07. Juni 2017 ausgefertigt. 
 
 
 
Lemgo, den 3. Juli 2018 
 
 
 

Der Präsident  
der Hochschule Ostwestfalen-Lippe 

 
 
 
 
 
 

Prof. Dr. Jürgen Krahl 
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Studienverlaufsplan Bachelorstudiengang Holztechnik (H) 
 Anlage 1 

 

Modul- 
/Fach-
Nr.  

Modul/Fach Summe Semester/SWS 
 

 

 

 

 

 

SWS Credits 1 2 3 4 5 6 7 

ERSTER STUDIENABSCHNITT 
Pflichtmodule/Pflichtfächer  1)

 

7385 Technische Mathematik 1 4 5 4       
7390 Technische Informatik 1 4 5 4       
7371 Physik 4 5 4    P   
7370 CAD/Technisches Zeichnen in der Holzverarbeitung 4 5 4    R   
7259 Holzwerkstoffe 4 5 4    A   
7252 Werkstofftechnologie Holz 4 5 4    X   
7391 Technische Informatik 2 4 5  4   I   
7208 Technische Mathematik 2 4 5  4   S   
7209 Technische Mechanik 1 4 5  4   S   
7254 Fertigungstechnik Holz 4 5  4   E   
7253 Verbindungstechnik Holz 4 5  4   M   
7317 Holzbaukonstruktion 4 5  4   E   
7228 Fabrikplanung 4 5   4  S   
7285 Statistik 4 5   4  T   
7207 Materialflusstechnik 4 5   4  E   
7352 Industriebetriebslehre 4 5   4  R   
7256 Holzbearbeitungsmaschinen 4 5   4     
7255 Möbelkonstruktion 4 5   4     
 Summe Pflichtmodule/-fächer erster Studienabschnitt 72 90 24 24 24     
ZWEITER STUDIENABSCHNITT 
Pflichtmodule/-fächer 1)

 

7222 Arbeits- und Betriebsorganisation 4 5    4    
7251 Technical English 4 5    4    
7224 Kunststoffverarbeitung 4 5    4    
7223 Marketing - Grundlagen 4 5    4    
7263 Qualitätsmanagement 4 5    4    
7262 Oberflächen- und Beschichtungstechnik Holz 4 5    4    
7320 Seminar zur Holztechnik 4 5       4 
 Summe Pflichtmodule/-fächer zweiter Studienabschnitt 28 35    24   4 
Studienschwerpunktmodule/-fächer 
Studienschwerpunkt Möbelbau und -entwicklung – SP 12)

 

7267 Möbelsysteme/Konstruktionsmethodik 4 5       4 
7355 Möbeldesign/Möbelentwicklung 4 5      4  
7356 Designmanagement 4 5      4  
7369 Möbelleichtbau 4 5      4  
 N.N.3)

 4 5        
Studienschwerpunkt Holzindustrielle Produktion – SP 2 2)

 

7364 CAM/CNC 4 5      4  
7266 Betriebs- und Umwelttechnik 4 5      4  
7321 Holzindustrielle Fertigungseinrichtungen 4 5      4  
7365 Maschinen- und Vorrichtungsbau 4 5       4 
 N.N.3)

  5        
Studienschwerpunkt Holzbauproduktion - SP 3 2)

 

7265 Säge- und Holzbauprodukte/-produktion 4 5      4  
7318 Bauphysik/Energetische Sanierung 4 5      4  
7340 Baumanagement und Bauwirtschaft 4 5      4  
7261 Holzbaufertigung 4 5       4 
 N.N.3)

  5        
 Summe Studienschwerpunktmodule/-fächer zweiter Stu- 

dienabschnitt mind. 32 mind. 40      24 8 

 Praxissemester 
 

 30     X   
 Summe zweiter Studienabschnitt mind. 60 mind. 755    24  24 12 

 Bachelorarbeit  12       x 
 Kolloquium  3       x 

 Summe SWS 132  24 24 24 24  24 12 

 Summe CR  210 30 30 30 30 30 30 30 

CR = Credits SWS = Semesterwochenstunden 
1) In jedem der mit einer Fach-Nummer versehenen Pflichtfächer ist eine Prüfung abzulegen. 
2) Durch Prüfungen sind in zwei zu wählenden Studienschwerpunkten mind. 40 CR zu erwerben. 
3) Vom Prüfungsausschuss gemäß § 37 H Abs. 4 zugelassenes ergänzendes Studienschwerpunktfach aus dem Fächerangebot der Hoch-
schule Ostwestfalen-Lippe oder anderer Hochschulen.  
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Studienverlaufsplan Bachelorstudiengang Logistik (L) Anlage 2 
 

Modul- 
/Fach-
Nr.  

Modul/Fach Summe Semester/SWS 
 

 

 

 

 

 

SWS Credits 1 2 3 4 5 6 

ERSTER STUDIENABSCHNITT 
Pflichtmodule/Pflichtfächer  1)

 

7366 Wirtschaftsmathematik 1 
 
 
 
 
 
 
 
 

4 5 4      

 

 

 

 

 

 

 

7403 Wirtschaftsinformatik 1 
 
 

4 5 4      
7207 Materialflusstechnik 

 
4 5 4      

7348 Beschaffungslogistik 4 5 4      
7269 Buchführung 4 5 4      
7312 Modellbildung und Prozessanalyse in der Logistik 4 5 4      
7420 Wirtschaftsinformatik 2 4 5  4     
7326 Wirtschaftsmathematik 2 4 5  4     
7216 Kosten- und Leistungsrechnung 4 5  4     
7334 Deskriptive Statistik 4 5  4     
7227 Business English 4 5  4     
7330 Technik für Logistiker 4 5  4     
7228 Fabrikplanung 4 5   4    
7214 Investition und Finanzierung 4 5   4    
7285 Statistik 4 5   4    
7323 Logistik Informationsmanagement 4 5   4    
7343 Logistik Controling 4 5   4    
7309 Operations Research für Logistiker 4 5   4    
 Summe Pflichtmodule/-fächer erster Studienabschnitt 72 90 24 24 24    
ZWEITER STUDIENABSCHNITT 
Pflichtmodule/-fächer 1)

 

7222 Arbeits- und Betriebsorganisation 
 

4 5    4   
7311 Distributionslogistik 4 5    4   
7324 ERP-Systeme 4 5    4   
7337 Recht für Logistiker 4 5    4   
7335 Außenwirtschaft/Zoll 4 5      4 
7306 Seminar zur Logistik 4 5      4 
7376 Seminar zur Wirtschaft, Gesellschaft und Ethik 4 5      4 
 Summe Pflichtmodule/-fächer zweiter Studienabschnitt 28 35    16  12 
Studienschwerpunktmodule/-fächer 
Studienschwerpunkt Beschaffung – SP 12)

 

7346 SRM 4 5    4   
7379 Beschaffungs- und Einkaufscontrolling 4 5     4  
7345 Internationale Beschaffung 4 5     4  
 N.N.3)

 4 5       
7347 Ausschreibung und Verhandlung 4 5     4  
Studienschwerpunkt Produktion – SP 2 2)

 

7201 Arbeitswissenschaft 4 5    4   
7305 Produktionsplanung/-steuerung 4 5     4  
7325 Produktionssysteme 4 5     4  
7327 Arbeitssystemplanung 4 5     4  
 N.N.3)

  5       
Studienschwerpunkt International Distribution - SP 3 2)

 

7310 Demand Managemenet and Forecasting 4 5    4   
7336 Transport und Umschlagtechnik 4 5     4  
7307 Transport und LDL Management 4 5     4  
7308 Handelslogistik 4 5     4  
 N.N.3)

  5       
 Summe Studienschwerpunktmodule/-fächer zweiter Stu- 

dienabschnitt mind. 32 mind. 40    8 24  

 Summe zweiter Studienabschnitt mind. 60 mind. 75    24 24 12 

 Bachelorarbeit 
 

 12      x 
 Kolloquium  3      x 
 Summe SWS 132  24 24 24 24 24 12 

 Summe CR  180 30 30 30 30 30 30 

CR = Credits SWS = Semesterwochenstunden 
1) In jedem der mit einer Fach-Nummer versehenen Pflichtfächer ist eine Prüfung abzulegen. 
2)Durch Prüfungen sind in zwei zu wählenden Studienschwerpunkten mind. 40 CR zu erwerben. 
3) Vom Prüfungsausschuss gemäß § 37 L Abs. 4 zugelassenes ergänzendes Studienschwerpunktfach aus dem Fächerangebot der 
Hochschule Ostwestfalen-Lippe oder anderer Hochschulen. 
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Studienverlaufsplan Bachelorstudiengang Produktionstechnik (P) Anlage 3 
 

Modul- 
/Fach-
Nr.  

Modul/Fach Summe Semester/SWS 
 

 

 

 

 

 

SWS Credits 1 2 3 4 5 6 

ERSTER STUDIENABSCHNITT 
Pflichtmodule/Pflichtfächer  1)

 

7385 Technische Mathematik 1 4 5 4      
7390 Technische Informatik 1 4 5 4      
7371 Physik 4 5 4      
7304 Chemie und polymere Werkstoffe 4 5 4      
7205 Werkstofftechnik 4 5 4      
7352 Industriebetriebslehre 4 5 4      
7391 Technische Informatik 2 4 5  4     
7208 Technische Mathematik 2 4 5  4     
7209 Technische Mechanik 1 4 5  4     
7210 Konstruktion 1 4 5  4     
7224 Kunststoffverarbeitung 4 5  4     
7244 Elektrotechnik 4 5  4     
7228 Fabrikplanung 4 5   4    
7227 Business English 4 5   4    
7242 Technische Mechanik 2 4 5   4    
7213 Fertigungstechnik Metall 4 5   4    
7328 CA-Techniken 4 5   4    
7243 Konstruktion 2 4 5   4    
 Summe Pflichtmodule/-fächer erster Studienabschnitt 72 90 24 24 24    
ZWEITER STUDIENABSCHNITT 
Pflichtmodule/-fächer 1)

 

7222 Arbeits- und Betriebsorganisation 4 5    4   
7226 Qualitätsmanagement und -sicherung 4 5    4   
7246 Produktentwicklung 4 5    4   
7229 Automatisierungstechnik 1 4 5    4   
7217 Umformtechnik 4 5    4   
7283 Projektmanagement/Studienprojekt 4 5     4  
7313 Metalltechnik und CNC 4 5     4  
7207 Materialflusstechnik 4 5     4  
7231 Umweltschutz 4 5      4 
7341 Wirtschafts- und Arbeitsrecht 4 5      4 
 Summe Pflichtmodule/-fächer zweiter Studienabschnitt 40 50    20 12 8 

          
Studienschwerpunktmodule/-fächer 
Studienschwerpunkt Kunststsofftechnik – SP 12)

 

7302 Kunststoffe und ihre Anwendungen 4 5    4   
7344 Produktentwicklung Kunststoffe 4 5     4  
7342 Konstruieren mit Kunststoffen 4 5     4  
7303 Kunststoffprüfung 4 5     4  
 Fach aus dem nicht gewählten Schwerpunkt 4 5      4 
 N.N.3)

 4 5       
Studienschwerpunkt Fabrikautomatisierung – SP 2 2)

 

7362 Systtemtheorie und Prozessanalyse 4 5    4   
7360 Automatisierungstechnik 2 / Sensorik 4 5     4  
7361 Mess- und Prüftechnik 4 5     4  
7230 Handhabungssysteme 4 5     4  
 Fach aus dem nicht gewählten Schwerpunkt 4 5      4 
 N.N.3)

  5       
Studienschwerpunkt Spezielle Fertigung - SP 3 2)

 

7373 Lasertechnik 4 5    4   
7250 Mikrotechnik 4 5     4  
7249 Rapid Technologies 4 5     4  
7372 Beschichtungstechnik 4 5     4  
 Fach aus dem nicht gewählten Schwerpunkt 4 5      4 
 N.N.3)

  5       
 Summe Studienschwerpunktmodule/-fächer zweiter Stu- 

dienabschnitt mind. 20 mind. 25    4 12 4 

 Summe zweiter Studienabschnitt mind. 60 mind. 75    24 24 12 

 Bachelorarbeit  12      x 
 Kolloquium  3      x 
 Summe SWS 132  24 24 24 24 24 12 

 Summe CR  180 30 30 30 30 30 30 
CR = Credits SWS = Semesterwochenstunden 
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1) In jedem der mit einer Fach-Nummer versehenen Pflichtfächer ist eine Prüfung abzulegen. 
2) Durch Prüfungen sind in einem zu wählenden Studienschwerpunkt mind. 20 CR zu erwerben. Weitere 5 CR sind durch eine Prüfung in 
einem Fach aus dem nicht gewählten Schwerpunkt zu erwerben. 
3) Vom Prüfungsausschuss gemäß § 37 P Abs. 4 zugelassenes ergänzendes Studienschwerpunktfach aus dem Fächerangebot der Hoch-
schule Ostwestfalen-Lippe oder anderer Hochschulen.
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Studienverlaufsplan Bachelorstudiengang Betriebswirtschaftslehre (B) Anlage 4 
 

 

 
 

Modul-
/Fach- 

Nr. 

Modul/Fach Summe Semester/SWS 
SWS CR 1 2 3 4 5 6 

 ERSTER STUDIENABSCHNITT         
 Pflichtmodule/Pflichtfächer  1)         

7614 Grundzüge des Wirtschaftsprivatrechts 4 6 4      
7631 Wirtschaftsmathematik 4 6 4      
7611 Einführung in die Betriebswirtschaftslehre 4 6 4      
7625 Produktionswirtschaft 4 6 4      
7609 Einführung in die externe Rechnungslegung 4 6 4      
7610 Einführung in die Wirtschaftsinformatik 4 6  4     
7632 Wirtschaftsstatistik 4 6  4     
7618 Marketing 4 6  4     
7605 Betriebliche Kosten- und Leistungsrechnung 4 6  4     
7616 Mikroökonomie 4 6  4     
7603 Business and Commercial English 4 6   4    
7622 Operations Research in Business Studies 4 6   4    
7604 Betriebliche Investition und Finanzierung 4 6   4    
7608 Einführung in das Controlling 4 6   4    
7616 Makroökonomie 4 6   4    

 Summe Pflichtmodule/-fächer erster Studienabschnitt 60 90 20 20 20    
 ZWEITER STUDIENABSCHNITT          
 Pflichtmodule/-fächer 1)         
7624 Personalmanagement 4 6    4   
7626 Rechtsformwahl und Besteuerung 4 6    4   
7633 Wirtschaftswissenschaftliches Arbeiten 4 6    4   
7613 Finanzwirtschaft 4 6     4  
7623 Organisationslehre für Wirtschaftswissenschaftler 4 6     4  
7627 Seminar zur Betriebswirtschaftslehre 4 6     4  
7630 Vertiefung Wirtschaftsinformatik 4 6      4 
7601 Aktuelle und praktische Probleme der BWL 2 3      2 
 Summe Pflichtmodule/-fächer zweiter Studienabschnitt 30 45    12 12 6 
 Wahlpflichtmodule/-fächer         
 Wahlpflichtmodul-Gruppe 1 2)         
7628 Vertiefung Controlling 4 6    4   
7629 Vertiefung externe Rechnungslegung 4 6    4   
7615 Industrieökonomik 4 6    4   
7620 Methoden der Produktionsplanung und –steuerung 4 6    4   
 Summe Wahlpflichtmodul-Gruppe 1 8 12    8   
 Wahlpflichtmodul-Gruppe 2 2)         
7619 Methoden des Personalmanagements 4 6     4  
7607 Dienstleistungsmarketing 4 6     4  
7621 Markt und Wettbewerb 4 6     4  
7612 Fallstudien zur Besteuerung und Wirtschaftsprüfung 4 6     4  
 Summe Wahlpflchtmodul-Gruppe 2 8 12     8  
 Ergänzungsmodul (ein noch nicht belegtes Modul aus Wahl-

pflichtmodul-Gruppe 1 oder 2) 
4 6      4 

 Summe Wahlpflichtmodule/-fächer zweiter Studienabschnitt mind.20 mind.30    8 8 4 
 Summe zweiter Studienabschnitt mind.50 mind.75    20 20 10 
 Betriebswirtschaftliche Bachelorarbeit  12      x 
 Betriebswirtschaftliches Kolloquium   3      x 
 Summe SWS 110  20 20 20 20 20 10 
 Summe CR  180 30 30 30 30 30 30 

 

CR = Credits SWS = Semesterwochenstunden 
1) In jedem der mit einer Fach-Nummer versehenen Pflichtfächer ist eine Prüfung abzulegen. 
2) Durch Prüfungen in zwei Modulen sind mindestens 12 CR zu erwerben.  
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Studienverlaufsplan Bachelorstudiengang Wirtschaftsingenieurwesen (W)   Anlage 5 
 

Modul- 
/Fach-
Nr.  

Modul/Fach Summe Semester/SWS 
 

 

 

 

 

 

SWS Credits 1 2 3 4 5 6 

ERSTER STUDIENABSCHNITT 
Pflichtmodule/Pflichtfächer  1)

 

7385 Technische Mathematik 1 4 5 4      
7390 Technische Informatik 1 4 5 4      
7371 Physik 4 5 4      
7304 Chemie und polymere Werkstoffe 4 5 4      
7205 Werkstofftechnik 4 5 4      
7352 Industriebetriebslehre 4 5 4      
7391 Technische Informatik 2 4 5  4     
7208 Technische Mathematik 2 4 5  4     
7209 Technische Mechanik 1 4 5  4     
7210 Konstruktion 1 4 5  4     
7224 Kunststoffverarbeitung    4     
7224 Kosten- und Leistungsrechnung 4 5  4     
7228 Fabrikplanung 4 5   4    
7207 Materialflusstechnik 4 5   4    
7242 Technische Mechanik 2 4 5   4    
7213 Fertigungstechnik Metall 4 5   4    
7214 Investition und Finanzierung 4 5   4    
7285 Statistik 4 5   4    
 Summe Pflichtmodule/-fächer erster Studienabschnitt 72 90 24 24 24    
ZWEITER STUDIENABSCHNITT 
Pflichtmodule/-fächer 1)

 

7222 Arbeits- und Betriebsorganisation 4 5    4   
7201 Arbeitswissenschaft 4 5    4   
7227 Business English 4 5    4   
7226 Qualitätsmanagement und -sicherung 4 5    4   
7374 Volkswirtschaftslehre für Wirtschaftsingenieure 4 5    4   
7349 Operations Research 4 5    4   
7283 Projektmanagement/Studienprojekt 4 5     4  
7305 Produktionsplanung/-steuerung 4 5     4  
7325 Produktionssysteme 4 5     4  
7327 Arbeitssystemplanung 4 5     4  
7230 Handhabungssysteme 4 5     4  
7301 Seminar zum Wirtschaftsingenieurwesen 4 5     4  
7387 Logistische Systeme 4 5      4 
7350 Six Sigma (Planspiel) 4 5      4 
7353 Unternehmensführung 4 5      4 
 Summe Pflichtmodule/-fächer zweiter Studienabschnitt 60 75    24 24 12 

 Bachelorarbeit  12      x 
 Kolloquium  3      x 
 Summe SWS 132  24 24 24 24 24 12 

 Summe CR  180 30 30 30 30 30 30 
 
CR = Credits SWS = Semesterwochenstunden 

1) In jedem der mit einer Fach-Nummer versehenen Pflichtfächer ist eine Prüfung abzulegen. 
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Anlage 6 
 Annex 1 

Course Curriculum  Bachelor’s programme Wood Technology (H)  
 

module- 
/subj-
no  

module/subject sum semester/CH 
 

 

 

 

 

 

CH credits 1 2 3 4 5 6 7 

First stage of study  
compulsory modules/subjects1)

 

7385 Technical Mathematics 1 4 5 4       
7390 Technical Computer Sciences 1 4 5 4    P   
7371 Physics 4 5 4    R   
7370 CAD/ Technical Drawing int the Wood-Working 4 5 4    A   
7259 Wood Based Products 4 5 4    C   
7252 Wood Material Science 4 5 4    T   
7391 Technical Computer Sciences 2 4 5  4   I   
7208 Technical Mathematics 2 4 5  4   C   
7209 Technical Mechanics 1 4 5  4   A   
7254 Wood Machining 4 5  4   L   
7253 Joining Techniques Wood 4 5  4   S   
7317 Timber Construction 4 5  4   E   
7228 Factory Planning 4 5   4  M   
7285 Statistics 4 5   4  E   
7207 Material Handling Engineering 4 5   4  S   
7352 Industrial Management 4 5   4  T   
7256 Wood-Working Machines 4 5   4  E   
7255 Furniture Construction 4 5   4  R   
 sum compulsory modules/subjects of first stage of study 72 90 24 24 24     
Second stage of study 
compulsory modules/subjects 1)

 

7222 Work Organistation and Scheduling 4 5    4    
7251 Technical English 4 5    4    
7224 Plastics Processing 4 5    4    
7223 Marketing - Basics 4 5    4    
7263 Quality Management 4 5    4    
7262 Surface Technologies and Coatings Wood 4 5    4    
7320 Seminar (Wood Technology) 4 5       4 
 sum compulsory modules/subjects of second stage of study 28 35    24   4 
Courses Specialisation 
Furniture Construction and Development– SP 12)

 

7267 Furniture Systems / Design Methology 4 5       4 
7355 Furniture Design / Furniture Development 4 5      4  
7356 Design Management 4 5      4  
7369 Lightweight Furniture Construction 4 5      4  
 N.N.3)

 4 5        
Wood Industrial Production – SP 2 2)

 

7364 CAM/CNC 4 5      4  
7266 Enigeered Operations and Enviromental Technology 4 5      4  
7321 Production Facilities of the Wood-Working Industry 4 5      4  
7365 Machine and Fixture Design 4 5       4 
 N.N.3)

  5        
Timber Production - SP 3 2)

 

7265 Sawmill Technology and Solid Wood Products 4 5      4  
7318 Building Physics / Energy-Efficient Renovation 4 5      4  
7340 Construction Management / Construction Industry 4 5      4  
7261 Production of Timber Structures  4 5       4 
 N.N.3)

  5        
 sum courses specialisation second stage of study min. 32 min. 40      24 8 

 Internship 
 

 30     X   
 Sum second stage of study min. 60 min. 755    24  24 12 

 Bachelor Thesis  12       x 
 Colloquium  3       x 

 sum CH 132  24 24 24 24  24 12 

 sum CR  210 30 30 30 30 30 30 30 

CR = Credits CH = Contact Hours 
1) In each of the compulsory subjects provided with a subject-number, an exam has to be taken. 
2) At least 40 CR have to be gained by examinations in two major fields of study. 
3) Subject from the range of subjects offered by OWL University of Applied Sciences or other universities, as approved by the examination 
board in accordance with § 37 H (4). 
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Annex 2 
Course Curriculum  Bachelor’s programme Logistic (L)  
 

module  
/subj.-
no  

Module/subject sum semester/CH 
 

 

 

 

 

 

CH credits 1 2 3 4 5 6 

First stage of study 
compulsory modules/subjects1)

 

7366 Business Mathematics 1 
 
 
 
 
 
 
 

4 5 4      

 

 

 

 

 

 

 

7403 Business Information Systems 1 
 

4 5 4      
7207 Material Handling Engineering 4 5 4      
7348 Procurement/ Inbound Logistics 4 5 4      
7269 Accounting (Bookkeeping) 4 5 4      
7312 Modelling and Analysing Logistics Processes 4 5 4      
7420 Business Information Systems 2 4 5  4     
7326 Busniess Mathematics 2 4 5  4     
7216 Cost and Performance Accounting 4 5  4     
7334 Descriptive Statistics 4 5  4     
7227 Business English 4 5  4     
7330 Techniqcs for Logistician 4 5  4     
7228 Factory Planning 4 5   4    
7214 Investment/ Financing 4 5   4    

7285 Statistics 4 5   4    
7323 Logistics-Information Management 4 5   4    
7343 Logistics-Controlling 4 5   4    
7309 Operations Research for Logisticans 4 5   4    
 sum compulsory modules/subjects of first stage of study  72 90 24 24 24    
Second stage of study 
compulsory modules/subjects1)

 

7222 Work Organisation and Scheduling 4 5    4   
7311 Distribution Logistics 4 5    4   
7324 Enterprise Resource Planning – ERP -Systems 4 5    4   
7337 Logistics Law 4 5    4   
7335 Foreign Economics/ customs 4 5      4 
7306 Logistics Seminar 4 5      4 
7376 Seminar on Economics, Society and Ethics 4 5      4 
 sum compulsory modules/subjects of first stage of study  28 35    16  12 
Major modules/subjects 
Procurement – SP 12)

 

7346 SRM 4 5    4   
7379 Materials Management for purchased parts 4 5     4  
7345 International Procurement 4 5     4  
 N.N.3)

 4 5       
7347 Quotation and Negotiation 4 5     4  
Production – SP 2 2)

 

7201 Ergonomics 4 5    4   
7305 Production Planning and Control 4 5     4  
7325 Production Systems 4 5     4  
7327 Work System Design 4 5     4  
 N.N.3)

  5       
International Distribution - SP 3 2)

 

7310 Demand Managemenet and Forecasting 4 5    4   

7336 Transport Management and Forecasting 4 5     4  
7307 Transport Management / Logistics Service Providers 4 5     4  
7308 Logistics for Wholesale and Retail Organisations 4 5     4  
           N.N.3)

  5       
 sum major modules/subjects of second stage of study min. 32 min. 40    8 24  
 sum second stage of study min. 60 min. 75    24 24 12 

 Bachelor Thesis  12      x 
 Colloquium  3      x 
 Sum CH 132  24 24 24 24 24 12 

 Sum CR  180 30 30 30 30 30 30 

CR = Credits CH = Contact Hours 
1) In each of the compulsory subjects provided with a subject-number, an exam has to be taken. 
2) At least 40 CR have to be gained by examinations in two major fields of study. 
3) Subject from the range of subjects offered by OWL University of Applied Sciences or other universities, as approved by the  

examination board in accordance with § 37 L (4) 
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Annex 3 
Course Curriculum  Bachelor’s Programme Production Enigeering (P) 
 

module  
/subj.-
no.  

module/subject sum semester/CH 
 

 

 

 

 

 

CH credits 1 2 3 4 5 6 

First stage of study 
compulsory modules/subjects1)

 

7385 Technical Mathematics 1 4 5 4      
7390 Technical Computer Sciences 1 4 5 4      
7371 Physics 4 5 4      
7304 Chemisty 4 5 4      
7205 Materials Science Metal/Plastics 4 5 4      
7352 Industrial Management 4 5 4      
7391 Technical Computer Sciences 2 4 5  4     
7208 Technical Mathematics 2 4 5  4     
7209 Technical Mechanics 1 4 5  4     
7210 Design Technology 1 4 5  4     
7224 Plastics Processing 4 5  4     
7244 Electrical Engineering 4 5  4     
7228 Factory Planning 4 5   4    
7227 Business English 4 5   4    
7242 Technical Mechanics 2 4 5   4    
7213 Manufacturing Technology Metal 4 5   4    
7328 Computer Aided Technology 4 5   4    
7243 Design Technology 2 4 5   4    
 sum compulsory modules/subjects of first stage of study  72 90 24 24 24    
Second stage of study 
compulsory modules/subjects1)

 

7222 Work Organisation and Scheduling 4 5    4   
7226 Quality Management and Assurance 4 5    4   
7246 Product Development 4 5    4   
7229 Automation 1 4 5    4   
7217 Forming Technology 4 5    4   
7283 Project Management 4 5     4  
7313 Metal Engineering and CNC 4 5     4  
7207 Material Handling Engineering 4 5     4  
7231 Environmental Protection 4 5      4 
7341 Commercial Law / Labour Law 4 5      4 
 sum compulsory modules/subjects of second stage of study 40 50    20 12 8 
Courses Specialisation 
Plastics Technology – SP 12)

 

7302 Plastics and their Applications 4 5    4   
7344 Product Development of Plastics Materials 4 5     4  
7342 Design with Polymers / Tools 4 5     4  
7303 Examination of Plastics 4 5     4  
 Subject from the unelected course of specialisation 4 5      4 
 N.N.3)

 4 5       
Factory Automation – SP 2 2)

 

7362 Technol.-logistical interlinked Machines 4 5    4   
7360 Automation 2 / Sensor Systems 4 5     4  
7361 Control Engineering of Interlinked Machines 4 5     4  
7230 Handling Technology 4 5     4  
 Subject from the unelected course of specialisation 4 5      4 
 N.N.3)  5       
Special Production- SP 3 2)

 

7373 Laser Technology 4 5    4   
7250 Micro Technology 4 5     4  
7249 Rapid Technologies 4 5     4  
7372 Coating Technologies 4 5     4  
 Subject from the unelected course of specialisation 4 5      4 
 N.N.3)

  5       
 sum compulsory modules/subjects of secondt stage of 

study min. 20 min. 25    4 12 4 

 sum second stage of study min. 60 min. 75    24 24 12 

 Bachelor Thesis  12      x 
 Colloquium  3      x 
 sum CH 132  24 24 24 24 24 12 
 sum CR  180 30 30 30 30 30 30 

CR = credits CH = Contact Hours 
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1) In each of the compulsory subjects provided with a subject-number, an exam has to be taken. 
2) At least 40 CR have to be gained by examinations in two major fields of study. 
3) Subject from the range of subjects offered by OWL University of Applied Sciences or other universities, as approved by the  

examination board in accordance with § 37 P (4). 
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 Annex 4 
Course Curriculum  Bachelor’s programme Business Adminstration (B)  

module-
/subj- 
No. 

module/subject sum semester/CH 
CH CR 1 2 3 4 5 6 

 First stage of study         
 compulsory modules/subjects1)         

7614 Private and Business Law 4 6 4      
7631 Business Mathematics 4 6 4      
7611 Introduction to Business Administration  4 6 4      
7625 Operative Production Management 4 6 4      
7609 Introduction to Financial Accounting 4 6 4      
7610 Principles of Business Information Systems 4 6  4     
7632 Business Statistics 4 6  4     
7618 Marketing 4 6  4     
7605 Cost Accounting in Business Studies 4 6  4     
7616 Microeconomics 4 6  4     
7603 Business and Commercial English 4 6   4    
7622 Operations Research in Business Studies 4 6   4    
7604 Investment and Financing 4 6   4    
7608 Introduction to Management Accounting and Control 4 6   4    
7616 Macroeconomics 4 6   4    

 sum compulsory modules/subjects of first stage of study 60 90 20 20 20    
 Second stage of study          
 compulsory modules/subjects1)         
7624 Human Resource Management 4 6    4   
7626 Legal Form and Taxation 4 6    4   
7633 Methods of Scientific Work in Economics 4 6    4   
7613 Financial Management  4 6     4  
7623 Organisation 4 6     4  
7627 Seminar on Business Administration 4 6     4  
7630 Special Issues of Business Information Systems 4 6      4 
7601 Special Issues of General Business Administration 2 3      2 

 sum compulsory modules/subjects of second stage of 
study 30 45    12 12 6 

 compulsory optional module/subjects         
 compulsory optional module-group 1 2)         
7628 Advanced Management Accounting and Control 4 6    4   
7629 Advanced Accounting and Reporting 4 6    4   
7615 Industrial Economics 4 6    4   
7620 Methods of Production Planning and Control 4 6    4   
 sum compulsory optional module-group 1  8 12    8   
 compulsory optional module-group 2 2)         
7619 Mehods in Human Resource Management 4 6     4  
7607 Service Marketing 4 6     4  
7621 Market and Competition 4 6     4  
7612 Case Studies on Taxation and Accounting 4 6     4  
 sum compulsory optional module-group 2 8 12     8  
 supplement module (an elected compulsory optional module 

from group 1 or 2) 
 

4 6      4 

 sum compulsory optional module/subjects of second stage 
of study min. 20 min. 30    8 8 4 

 Sum second stage of study min. 50 min. 75    20 20 10 
 Bachelor Thesis  12      x 
 Colloquium   3      x 
 sum CH 110  20 20 20 20 20 10 
 sum CR  180 30 30 30 30 30 30 

 

CR = credits CH = Contact Hours 
1) In each of the compulsory subjects provided with a subject-number, an exam has to be taken. 
2) At least 12 CR have to be gained by examinations in two major fields of study. 

.
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Annex 5 
Course Curriculum  Bachelor’s programme Industrial Engineering (W)  
 

module  
/subj-
no.  

module/subject sum semester/CH 
 

 

 

 

 

 

CH credits 1 2 3 4 5 6 

First stage of study 
compulsory modules/subjects1 

7385 Technical Mathematics 1 4 5 4      
7390 Technical Computer Sciences 1 4 5 4      
7371 Physics 4 5 4      
7304 Chemistry 4 5 4      
7205 Materials Science Metal / Plastics 4 5 4      
7352 Industial Management 4 5 4      
7391 Technical Computer Sciences 2 4 5  4     
7208 Technical Mathematics 2 4 5  4     
7209 Technical Mechanics 1 4 5  4     
7210 Design Technology 1 4 5  4     
7224 Plastics Processing    4     
7224 Cost and Performance Accounting 4 5  4     
7228 Factory Planning 4 5   4    
7207 Material Handling Engineering 4 5   4    
7242 Technical Mechanics 2 4 5   4    
7213 Manufacturing Technology Metal 4 5   4    
7214 Investment / Financing 4 5   4    
7285 Statistics 4 5   4    
 sum compulsory modules/subjects of first stage of study 72 90 24 24 24    
Second stage of study 
compulsory modules/subjects1)

 

7222 Work Organisation and Scheduling 4 5    4   
7201 Ergonomics 4 5    4   
7227 Business English 4 5    4   
7226 Quality Management and Assurance 4 5    4   
7374 Macroeconomics for Industrial Engineers 4 5    4   
7349 Operations Research 4 5    4   
7283 Project Management 4 5     4  
7305 Production Planning and Control 4 5     4  
7325 Production Systems 4 5     4  
7327 Work System Design 4 5     4  
7230 Handling Technology 4 5     4  
7301 Industrial Engineering Seminar 4 5     4  
7387 Logistic Systems 4 5      4 
7350 Six Sigma (Management Game) 4 5      4 
7353 Business Management 4 5      4 
 sum compulsory optional module/subjects of second stage 

  
60 75    24 24 12 

 Bachelor Thesis  12      x 
 Colloquium  3      x 
 sum CH 132  24 24 24 24 24 12 

 sum CR  180 30 30 30 30 30 30 
 
CR = credits CH = Contact Hours 

1) In each of the compulsory subjects provided with a subject-number, an exam has to be taken. 
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